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1. Prüfungsauftrag

Die Betriebsleitung des Wasserwerkes der Stadt Melle hat uns am 01.12.2016 den

Auftrag erteilt, gem. § 157 NKomVG die Buchführung des Wirtschaftsjahrs vom

01. Januar bis 31. Dezember 2016 und den Jahresabschluss zum 31.12.2016 sowie

den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr zu prüfen.

Wir haben den Auftrag mit Prüfungsvertrag vom 01.12.2016/16.01.2017 und mit

Schreiben vom 17.01.2017 angenommen. Vorausgegangen ist die Wahl unserer Ge-

sellschaft als Abschlussprüfer vom Betriebsausschuss am 29.11.2016.

Wir prüften gem. § 157 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes

(NKomVG) in der Fassung vom 17.12.2010, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 16.12.2014 (Nds. GVBI. S. 431), der §§ 29 ff. Verordnung über Eigenbe-

triebe und andere prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung – EigBe-

trVO) vom 27.01.2011.

Bei unserer Prüfung waren auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 und 2

HGrG zu beachten und dementsprechend die Ordnungsmäßigkeit der Betriebsleitung

und die wirtschaftlich bedeutsamen Sachverhalte zu prüfen.

Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften des § 20 ff. EigBetrVO aufgestellt.

Die allgemeinen Vorschriften, die Ansatzvorschriften, die Vorschriften über die Bilanz

und die Gewinn- und Verlustrechnung, die Bewertungsvorschriften und die Vorschriften

über den Anhang im Dritten Buch des Handelsgesetzbuchs finden sinngemäß Anwen-

dung, soweit sich aus der EigBetrVO nichts anderes ergibt.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die

anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Über Art und Umfang sowie das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfol-

genden Bericht, der nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei

Abschlussprüfungen des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW PS 450) erstellt wurde.

Auftragsgemäß haben wir ferner den Prüfungsbericht um einen besonderen Erläute-

rungsteil erweitert, der diesem Bericht als Anlage 5 beigefügt ist.
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Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten, auch im

Verhältnis zu Dritten, die als Anlage 9 beigefügten "Allgemeinen Auftragsbedingungen

für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" vom 01.01.2017.

Die berufsübliche Vollständigkeitserklärung haben wir zu unseren Unterlagen ge-

nommen.

2. Grundsätzliche Feststellungen

2.1. Stellungnahme zur Beurteilung der Lage durch die gesetzlichen Vertreter
gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB

Die Betriebsleitung hat im Lagebericht (Anlage 4) und im Jahresabschluss (Anlagen 1

bis 3) die wirtschaftliche Lage des Eigenbetriebes beurteilt.

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den an-

schließenden Ausführungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die Betriebsleitung im

Jahresabschluss und im Lagebericht Stellung. Dabei gehen wir insbesondere auf die

Beurteilung des Fortbestandes und der zukünftigen Entwicklung des Unternehmens

unter Berücksichtigung des Lageberichtes ein. Unsere Stellungnahme geben wir auf-

grund unserer eigenen Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes ab, die wir im Rah-

men unserer Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes gewonnen ha-

ben.

2.1.1. Beurteilung von Lage und Geschäftsverlauf

Die Betriebsleitung hat die Lage und den Geschäftsverlauf des Berichtsjahres 2016 im

Lagebericht dargestellt.

Wir gehen als Abschlussprüfer insbesondere auf die Beurteilung des Fortbestands und

der zukünftigen Entwicklung des Eigenbetriebs unter Berücksichtigung des Lagebe-

richts ein. Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung der
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Lage des Eigenbetriebs ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlus-

ses und des Lageberichts gewonnen haben.

Der Betriebsleiter stellt dar, dass für die Kunden des Wasserwerks die Versorgungssi-

cherheit und die Qualität des Trinkwassers von größter Bedeutung sind. Darüber hin-

aus beschreibt der Betriebsleiter die an die Kunden abgegebene Trinkwassermenge

(1.959.049 cbm) und die aus den eigenen 12 Brunnen geförderte Wassermenge

(1.823.750 cbm) sowie die den Wasserbezug in Höhe von (305.651 cbm). Laut Aussa-

ge der Betriebsleitung liegt die Wasserförderung / der Wasserbezug damit 4,56 % über

dem Vorjahr. Der bilanzielle Wasserverlust beläuft sich auf 8 %.

Der Betriebsleiter beschreibt die im Wirtschaftsjahr getätigten Investitionen und ver-

gleicht diese mit den Vorjahreswerten. Darüber hinaus zeigt der Betriebsleiter die zu-

künftig geplanten Investitionsschwerpunkte auf.

Der Betriebsleiter geht auf die Personalausstattung des Wasserwerks der Stadt Melle

ein und nennt Veränderungen beim Personal. Darüber nennt er die Personalauf-

wandsquote als Kennzahl im Vorjahresvergleich.

2.1.2. Beurteilung des Fortbestandes und der künftigen Entwicklung

Der Lagebericht enthält folgende wesentliche Angaben der gesetzlichen Vertreter zum

Fortbestand und zur künftigen Entwicklung des Eigenbetriebes:

Für die Zukunft geht die Betriebsleitung davon aus, dass es im Wesentlichen techni-

sche Risiken sind, die die Versorgung gefährden könnten. Diese sind durch Verbund-

leitungen mit Nachbarverbänden und durch eigene Notstromaggregate beherrschbar.

Darüber hinaus werden ständige Inspektionen und Modernisierungen durchgeführt.

Da es sich um eine mit Gebühren abrechnende Einheit handelt sieht der Betriebsleiter

keine wirtschaftlichen Risiken. Chancen werden in der Verbesserung der Nitratwerte

durch Grundwasserschutzmaßnahmen gesehen.



- 6 -

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die

Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes einschließlich der dargestellten Risiken der

künftigen Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung durch

die Betriebsleitung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fortbestand des

Eigenbetriebes gefährdet wäre.



- 7 -

2.2. Feststellungen gem. § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB

2.2.1. Entwicklungsbeeinträchtigende oder bestandsgefährdende Tatsachen

Nach § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB haben wir als Abschlussprüfer über bei Durchführung

der Prüfung festgestellte Tatsachen zu berichten, die die Entwicklung des Unterneh-

mens wesentlich beeinträchtigen können oder ihren Bestand gefährden.

Im Berichtsjahr 2016 sind uns derartige Tatsachen nicht bekannt geworden.

2.2.2. Beachtung von Vorschriften zur Rechnungslegung

Als Abschlussprüfer haben wir nach § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB auch über bei Durchfüh-

rung unserer Prüfung festgestellte Unrichtigkeiten oder Verstöße gegen gesetzliche

Vorschriften zu berichten.

Gesetzliche Vorschriften i. S. d. § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB sind die für die Aufstellung

des Jahresabschlusses oder Lageberichtes geltenden Rechnungslegungsnormen

i. S. d. § 317 Abs. 1 Satz 2 HGB. Hierzu gehören die Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung, Ansatz-, Ausweis und Bewertungsvorschriften für den Jahresabschluss

sowie Angabe- und Erläuterungspflichtigen im Anhang und Vorschriften zur Aufstellung

des Lageberichtes sowie ggf. einschlägige Normen der Eigenbetriebsverordnung.

Im Berichtsjahr haben wir keine Unrichtigkeiten und Verstöße gegen gesetzliche Vor-

schriften festgestellt.

2.2.3. Beachtung von sonstigen gesetzlichen und satzungsrechtlichen Regelungen

Nach § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB haben wir auch über bei Durchführung der Prüfung

festgestellte Tatsachen zu berichten, die schwerwiegende Verstöße der Betriebsleitung

oder von Arbeitnehmern gegen Gesetz oder Eigenbetriebssatzung erkennen lassen.

Im Berichtsjahr haben wir keine Verstöße gegen Gesetz oder Eigenbetriebssatzung

festgestellt.
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2.3. Wichtige Veränderungen bei den rechtlichen, wirtschaftlichen und
steuerlichen Verhältnissen

Im Berichtsjahr haben sich keine wichtigen Veränderungen bei den rechtlichen, wirt-

schaftlichen und steuerlichen Verhältnissen ergeben, die sich auf den Jahresabschluss

ausgewirkt haben.
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Gegenstand unserer Prüfung war die Buchführung, der Jahresabschluss zum

31.12.2016 (Anlagen 1 bis 3), der Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2016 (Anlage 4)

sowie die Einhaltung der einschlägigen Vorschriften zur Rechnungslegung.

Den Lagebericht haben wir auch daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und

den bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang steht und den ge-

setzlichen Vorschriften entspricht und insgesamt eine zutreffendes Bild von der Lage

des Eigenbetriebes vermittelt; dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risi-

ken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind.

Der Prüfungsauftrag wurde erweitert um die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse

und die Ordnungsmäßigkeit der Betriebsleitung gemäß § 53 HGrG.

Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbeson-

dere, ob alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Ge-

genstand unseres Prüfungsauftrages.

Der Betriebsleiter des Eigenbetriebes ist für die Buchführung und die Aufstellung von

Jahresabschluss und Lagebericht sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich.

Unsere Aufgabe ist es, die von der Betriebsleitung vorgelegten Unterlagen und die

gemachten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen.

Die Prüfungsarbeiten haben wir in der Zeit vom 20.02.2017 bis zum 03.03.2017 in den

Geschäftsräumen des Eigenbetriebs in Melle und in unserem Büro in Bad Oeynhausen

durchgeführt. Anschließend erfolgte die Fertigstellung des Prüfungsberichtes.

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und mit einem uneinge-

schränkten Bestätigungsvermerk vom 24.03.2016 versehene Vorjahresabschluss zum

31.12.2015. Die Feststellung des Jahresabschlusses 2015 durch den Rat der Stadt

Melle erfolgte am 14.06.2016.
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Als Prüfungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen, die Belege, Bestäti-

gungen der Kreditinstitute sowie das Akten- und Schriftgut des Eigenbetriebes.

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von der Be-

triebsleitung und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig erbracht worden.

Auskünfte erteilten insbesondere:

 Herr Klaus Leimbrock,

 Frau Petra Larusch,

 Herr Stefan Wunderlich.

Ergänzend hierzu hat uns die Betriebsleitung in der berufsüblichen Vollständigkeitser-

klärung schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahres-

abschluss alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse

und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten, alle

erforderlichen Angaben gemacht und uns alle bestehenden Haftungsverhältnisse be-

kannt gegeben worden sind.

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Ent-

wicklungen alle für die Beurteilung der Lage des Eigenbetriebes wesentlichen Ge-

sichtspunkte sowie die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vorgänge von

besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres haben sich nach die-

ser Erklärung nicht ergeben und sind uns bei unserer Prüfung nicht bekannt ge-

worden.

Bei Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften des

§ 317 HGB und § 157 NKomVG sowie der §§ 29 ff. EigBetrVO und die vom IDW fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung beachtet. Da-

nach haben wir unsere Prüfung problemorientiert - jedoch ohne spezielle Ausrichtung

auf eine Unterschlagungsprüfung - so angelegt, dass wir Unrichtigkeiten und Verstöße

gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den tatsächlichen

Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des

Eigenbetriebes wesentlich auswirken, hätten erkennen müssen.
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Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind

in unseren Arbeitspapieren festgehalten.

Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unse-

rer vorläufigen Lageeinschätzung des Eigenbetriebes und eine Einschätzung der Wirk-

samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS) zugrunde.

Die Einschätzung basierte insbesondere auf Erkenntnissen über die rechtlichen und

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Branchenrisiken, Unternehmensstrategie und

die daraus resultierenden Geschäftsrisiken sind aus der Prüfung des Vorjahresab-

schlusses, aus Gesprächen mit der Betriebsleitung und Mitarbeitern des Eigenbetrie-

bes sowie aus Branchenberichten und der einschlägigen Fachpresse bekannt.

Aus den bei der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende

Prüfungsschwerpunkte:

 Anlagevermögen

 Forderungen und Umsatzerlöse

 Einkauf / Zahlungsprozesse

 Übergang und erstmalige Anwendung der neuen Rechnungslegungsvorschriften

durch das Bilanzrichtlinienumsetzungsgesetz (BilRUG)

 Anpassung der Vorjahresbeiträge im Zuge des Übergangs auf die neuen Rech-

nungslegungsvorschriften nach BilRUG

Ausgehend von einer Beurteilung des IKS haben wir bei der Festlegung der weiteren

Prüfungshandlungen die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit be-

achtet. Sowohl die analytischen Prüfungshandlungen als auch die Einzelfallprüfungen

wurden daher nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prü-

fungsgebiete und der Organisation des Rechnungswesens in ausgewählten Stichpro-

ben durchgeführt. Die Stichproben wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen

Bedeutung der einzelnen Posten des Jahresabschlusses Rechnung tragen und es er-

möglichen, die Einhaltung der gesetzlichen Rechnungslegungsvorschriften aus-

reichend zu prüfen.
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Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuldposten des Eigenbetriebes

haben wir u. a. das Anlageverzeichnis durchgesehen und in unsere Prüfungsunter-

lagen einbezogen sowie Bankbestätigungen und Kontenauszüge eingeholt. Darüber

hinaus haben wir Saldenbestätigungen von Debitoren und Kreditoren angefordert und

geprüft.

4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Das Rechnungswesen des Eigenbetriebes erfolgt auf einer eigenen EDV-Anlage unter

Verwendung der Programmlösung "Microsoft Dynamics Navision 2013 R2" der Firma

Microsoft. Innerhalb dieser Anwendung werden die Module Finanz-, Anlagen-, Debito-

ren- und Kreditorenbuchhaltung genutzt. Die Lohn- und Gehaltsbuchhaltung erfolgt

durch die Stadt Melle.

Das von dem Eigenbetrieb eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontroll-

system (IKS) sieht dem Geschäftszweck und -umfang angemessene Regelungen zur

Organisation und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor.

Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kon-

trollsystem ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfas-

sung und Buchung der Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert,

das Belegwesen ist klar und übersichtlich geordnet. Die Bücher wurden zutreffend mit

den Zahlen der Vorjahresbilanz eröffnet und insgesamt während des gesamten Ge-

schäftsjahrs ordnungsgemäß geführt.

Die Informationen, die aus den weiteren geprüften bzw. zur Prüfung herangezogenen

Unterlagen entnommen wurden, führen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buch-

führung, Jahresabschluss und Lagebericht.
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Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften bzw.

zur Prüfung herangezogenen Unterlagen (einschließlich Belegwesen, internes Kontroll-

system und Planungsrechnungen) nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vor-

schriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen.

Die Prüfung ergab keine Beanstandungen.

4.1.2. Jahresabschluss

Der vorliegende Jahresabschluss zum 31.12.2016 wurde nach den Vorschriften der

§§ 18 ff. der Eigenbetriebsverordnung des Landes Niedersachsen unter sinngemäßer

Beachtung der allgemeinen Vorschriften, der Ansatzvorschriften und der Vorschriften

über die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung, der Bewertungsvorschriften und

der Vorschriften über den Anhang für den Jahresabschluss aufgestellt. Die Bewer-

tungsvorschriften auf der Grundlage des Blianz richtlinien-Umsetzungsgesetz (BilRUG)

wurden angewendet.

Der Jahresabschluss wurde erstmals nach den Vorschriften der BilRUG unter Berück-

sichtigung der Formblattvorschriften erstellt. Im Anhang wurde auf die fehlende Ver-

gleichbarkeit der Umsatzerlöse hingewiesen und der Betrag der Umsatzerlöse des

Vorjahres der sich aus der Anwendung von § 277 Abs. 1 HGB i.d.F. BilRUG ergeben

haben würde, nachrichtlich dargestellt und erläutert (Art. 75 Abs. 2 EGHGB).

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung

und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Gliederung der Bilanz (Anla-

ge 1) und der GuV (Anlage 2) erfolgte nach den Formblättern die vom Ministerium für

Inneres und Sport mit RdErl. d. MI v. 10.06.2011 bekannt gemacht und für verbindlich

erklärt worden sind. Darüber hinaus wurden die Formblattvorschriften auch auf die An-

lage zum Anhang (Anlagenübersicht) angewendet.

In dem von dem Eigenbetrieb aufgestellten Anhang (Anlage 3) sind die auf die Bilanz

und die Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden ausreichend erläutert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die
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wahlweise in den Anhang übernommenen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und

Verlustrechnung sind vollständig und zutreffend dargestellt. Der Anhang entspricht der

Vorschrift des § 21 Eigenbetriebsverordnung i.V.m. § 285 HGB.

Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen den gesetzlichen

Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Die Prü-

fung ergab keine Beanstandungen.

4.1.3. Lagebericht

Die Prüfung des Lageberichtes für das Wirtschaftsjahr 2016 (Anlage 4) hat ergeben,

dass der Lagebericht mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung gewonnenen

Erkenntnissen im Einklang steht und dass er insgesamt ein zutreffendes Bild von der

Lage des Unternehmens vermittelt. Im Lagebericht sind die Angabepflichten gem. § 24

Eigenbetriebsverordnung i. V. m. § 289 HGB beachtet worden.

Ferner hat die Prüfung ergeben, dass die wesentlichen Chancen und Risiken der künf-

tigen Entwicklung zutreffend im Lagebericht dargestellt sind und dass die Angaben

nach § 289 Abs. 2 HGB vollständig und zutreffend sind.

Insgesamt kann festgestellt werden, dass der Lagebericht alle vorgeschriebenen An-

gaben enthält und er damit den gesetzlichen Vorschriften entspricht.

4.2. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Unsere Prüfung hat ergeben, dass die Vorschriften der §§ 20 ff. der Eigenbetriebsver-

ordnung des Landes Niedersachsens unter sinngemäßer Beachtung der allgemeinen

Vorschriften, der Ansatzvorschriften und der Vorschriften über die Bilanz und die Ge-

winn- und Verlustrechnung, die Bewertungsvorschriften und die Vorschriften über den

Anhang für den Jahresabschluss im Dritten Buch des Handelsgesetzbuches beachtet

wurden und der Jahresabschluss insgesamt, d. h. als Gesamtaussage des Jahresab-

schlusses, wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Verlust-
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rechnung und Anhang ergibt, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt.

Die Gesamtaussage des Jahresabschlusses ist nur geringfügig durch den Übergang

auf die neuen Rechnungslegungsvorschriften nach BilRUG beeinflusst.

Im Übrigen verweisen wir auf die weitergehenden Aufgliederungen und Erläuterungen

der Posten des Jahresabschlusses in Anlage 5 und auf die analysierende Darstellung

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage im Abschnitt 4.3.

4.2.2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierung und Bewertung erfolgte unter der Annahme der Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit gem. § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB.

Im Übrigen verweisen wir auf die Ausführungen im Anhang (Anlage 3).

4.3. Aufgliederung und Erläuterungen zum Jahresabschluss

Zur Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die Posten der Bilanz

und der Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten

geordnet, wobei sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschränkt.

Die Analyse ist nicht auf eine umfassende Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des

Eigenbetriebes ausgerichtet. Zudem ist die Aussagekraft von Bilanzdaten - insbeson-

dere aufgrund des Stichtagsbezuges der Daten - relativ begrenzt.

Die Anlage 5 enthält über den Anhang (Anlage 3) hinaus weitgehende Aufgliederungen

und Erläuterungen der (wesentlichen) Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlust-

rechnung.
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4.3.1. Vermögens- und Finanzlage

In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31.12.2016 nach wirtschaftlichen

und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden Bilanz-

posten zum 31.12.2015 gegenübergestellt (vgl. Anlage 1).

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem

langfristig (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. dem mittel- und kurzfristig gebundenen

Vermögen zugeordnet. Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der

Passivseite dem Eigen- bzw. Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremd-

kapitals eine Zuordnung nach langfristiger (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. mittel-

und kurzfristiger Verfügbarkeit erfolgt.

a) Bilanzaufbau

Die einzelnen Positionen der Bilanz werden im Erläuterungsteil zu diesem Bericht dar-

gestellt.

Nachstehend bringen wir zur Darstellung des Bilanzaufbaues eine Gegenüberstellung

der Bilanzen zum 31.12.2016 und zum 31.12.2015 in T€ (= Tausend €).

Bilanzaufbau

Aktivseite 31.12.2016 31.12.2015 Verände-
rungen

T€ % T€ % T€

Langfristig
gebundenes Vermögen

Immaterielle Vermögens-
gegenstände 118 1,1 125 1,2 -7

Sachanlagen 7.314 69,1 7.451 73,1 -137

7.432 70,2 7.576 74,3 -144
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Aktivseite 31.12.2016 31.12.2015 Verände-
rungen

T€ % T€ % T€

Kurzfristig
gebundenes Vermögen

Vorräte 125 1,2 132 1,3 -7

Forderungen 2.053 19,4 1.858 18,2 195

Sonstige Vermögensgegen-
stände 40 0,4 98 1,0 -58

liquide Mittel 930 8,8 530 5,2 400

aktive Rechnungsabgrenzung 1 0,0 5 0,0 -4

3.149 29,8 2.623 25,7 526

Gesamtvermögen 10.581 100,0 10.199 100,0 382
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Passivseite 31.12.2016 31.12.2015 Verände-
rungen

T€ % T€ % T€
langfristiges Kapital

Eigenkapital 7.123 67,3 6.896 67,6 227

Ertragszuschüsse 320 3,0 444 4,4 -124

Verbindlichkeiten bei
Kreditinstituten 661 6,2 707 6,9 -46

8.104 76,5 8.047 78,9 57

kurzfristiges Kapital

Erhaltene Anzahlungen 1.712 16,2 1.571 15,4 141

Kurzfr. Rückstellungen 392 3,7 189 1,9 203

Verbindlichkeiten aus
Lieferungen 112 1,1 120 1,2 -8

Verbindlichkeiten im
Verbundbereich 228 2,2 244 2,3 -16

Übrige Verbindlichkeiten 33 0,3 28 0,3 5

2.477 23,5 2.152 21,1 325

Gesamtkapital 10.581 100,0 10.199 100,0 382

Gesamtvermögen sowie Gesamtkapital (= Bilanzsumme) haben sich zum 31.12.2016

gegenüber dem Vorjahr um T€ 382 = 3,7 % erhöht.

Die Zunahme des Gesamtvermögens auf der Aktivseite ist bei einer Minderung des

Anlagevermögens insbesondere auf die Zunahme der Forderungen und der Liquiden

Mittel zurückzuführen.

Beim Anlagevermögen standen Investitionen in Höhe von T€ 413 Abschreibungen in

Höhe von T€ 565 sowie Zuschreibungen in Höhe von T€ 8 gegenüber. Zu den Einzel-

heiten verweisen wir auf Anlage 5 des Berichtes.
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Das kurzfristig gebundene Vermögen nahm um T€ 526 zu. Hierbei stieg der stichtags-

bezogene Ausweis der liquiden Mittel um T€ 400 an. Forderungen aus Lieferungen und

Leistungen sowie gegenüber der Stadt Melle nahmen ebenfalls zu (+ T€ 195).

Die Erhöhung des Eigenkapitals auf der Passivseite ist auf den Jahresüberschuss

2016 (T€ 227) zurückzuführen. Die Abnahme der Empfangenen Ertragszuschüsse ist

auf die Auflösungen des Wirtschaftsjahres 2016 zurückzuführen. Der Rückgang der

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten beruht auf den planmäßigen Tilgungen

des Jahres 2016. Der Anstieg des kurzfristigen Kapitals um T€ 325 ist im Wesentli-

chen durch die höheren Erhaltenen Anzahlungen (+ T€ 141) und die höheren Rückstel-

lungen (+ T€ 203) zu begründen.

b) Finanzlage und Liquidität

Die Bilanzflüssigkeit wird durch Gegenüberstellung der Bilanzwerte zum 31.12.2016

und 31.12.2015 im Hinblick auf die Flüssigkeit der Vermögenswerte und die Fälligkeit

der Finanzierungsmittel veranschaulicht. Das geschieht einerseits für den langfristigen

Bereich und andererseits in kurzfristiger Hinsicht (= Liquidität) in T€ (= Tausend €).

Finanzlage

31.12.2016 31.12.2015 Verände-
rungen

T€ T€ T€

Langfristig gebundenes Vermögen 7.432 7.576 -144

Langfristiges Kapital 8.104 8.047 57

Überdeckung an lang-
fristigem Kapital 672 471 201

Die langfristigen Mittel setzten sich zum 31.12.2016 aus dem Eigenkapital (T€ 7.123),

Empfangenen Ertragszuschüssen (T€ 320) und aus den langfristigen Verbindlichkeiten
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gegenüber Kreditinstituten (T€ 661) zusammen. Es ergab sich eine Überdeckung von

T€ 672.

Die Forderung, langfristig gebundenes Vermögen mit langfristigem Kapital zu finanzie-

ren, war somit zum 31.12.2016 erfüllt. Die Überdeckung erhöhte sich um T€ 201 auf

T€ 672.

Liquidität

31.12.2016 31.12.2015 Verände-
rungen

T€ T€ T€

kurzfristiges Kapital (kurzfristige
Verbindlichkeiten) 2.477 2.152 325

kurzfristiges Vermögen 3.149 2.623 526

Überdeckung
an liquiden Mitteln 672 471 201

Den kurzfristigen Verbindlichkeiten von T€ 2.477 stand zum Bilanzstichtag 31.12.2016

kurzfristig in Geld realisierbares Umlaufvermögen in Höhe von T€ 3.149 gegenüber.

Die rechnerische Liquidität war somit zum 31.12.2016 gegeben.

c) Eigenkapitalausstattung

Die Eigenkapitalausstattung wird insbesondere durch das Verhältnis der eigenen zu

den fremden Mitteln gekennzeichnet.

Eigenkapital im Verhältnis zum langfristigen Fremdkapital:

31.12.2016 31.12.2015

T€ 7.123 : T€ 661 T€ 6.896 : T€ 707

1 : 0,093 1 : 0,103
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Eigenkapital im Verhältnis zum gesamten Fremdkapital:

31.12.2016 31.12.2015

T€ 7.123 : T€ 3.138 T€ 6.896 : T€ 2.859

1 : 0,441 1 : 0,414

Die relative Eigenkapitalausstattung hat sich zum 31.12.2016 im Vergleich zum Vorjah-

resabschluss aufgrund des Jahresüberschusses und der durchgeführten Tilgungen von

Darlehen verbessert.
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d) Kapitalflussrechnung

In der folgenden Kapitalflussrechnung werden die geschilderten finanzwirtschaftlichen

Vorgänge weiter aufgegliedert:

2016 2015
T€ T€

1. Jahresüberschuss 227 146

2. + Abschreibungen/(-) Zuschreibungen auf Gegenstände
des Anlagevermögens 557 576

3. - Auflösung der Ertragszuschüsse -124 -121

4. +/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 203 -7

5. +/- Abnahme/Zunahme der Forderungen aus Liefe-
rungen und Leistungen sowie sonstiger Aktiva, die
nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit
zuzuordnen sind -127 30

6. +/- Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen sowie anderer Passiva,
die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit
zuzuordnen sind 123 12

7. = Cash Flow aus laufender Geschäftstätigkeit 859 636

8. + Einzahlungen aus dem Abgang von Gegenständen
des Anlagevermögens 0 0

9. - Auszahlungen für Investitionen -413 -313

10. = Cash Flow aus der Investitionstätigkeit -413 -313

11. - Auszahlungen aus der Tilgung von Darlehen -46 -57

12. = Cash Flow aus der Finanzierungstätigkeit -46 -57

13. +/- Zahlungswirksame Veränderungen des
Finanzmittelfonds 400 266

14. + Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 530 264

15. = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 930 530

Der positive Cash Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit (T€ 859) reichte aus, um

die negativen Cash Flows aus der Investitionstätigkeit (- T€ 413) und der Finanzie-

rungstätigkeit (- T€ 46) zu kompensieren. Dies führte zu einer Erhöhung des Finanzmit-

telfonds von T€ 400 auf T€ 930.
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4.3.2. Ertragslage

a) Erfolgsvergleich

Grundlage für die Beurteilung der Ertragslage ist die gegliederte Gewinn- und Verlust-

rechnung des Wirtschaftsjahres 2016. Die einzelnen Positionen sind im Erläuterungs-

teil zu diesem Bericht dargestellt.

Nachstehend werden die Ertrags- und Aufwandsposten des Wirtschaftsjahres 2016

nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen und zum Zwecke des Erfolgsvergleiches in

T€ (= Tausend €) dargestellt und die entsprechenden Werte des Wirtschaftsjahres

2015 vermerkt.
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2 0 1 6 2 0 1 5
Ergebnis-
verände-
rungen

T€ % T€ % T€

Umsatzerlöse 3.234 97,7 2.911 97,0 323

Andere aktivierte Eigenleistun-
gen 28 0,8 22 0,7 6

sonstige betriebliche Erträge 49 1,5 70 2,3 -21

Betriebsleistung 3.311 100,0 3.003 100,0 308

Materialaufwand -957 -28,9 -960 -32,0 3

Personalaufwand -672 -20,3 -634 -21,1 -38

Abschreibungen -565 -17,0 -576 -19,2 11

sonstige betriebliche
Aufwendungen -771 -23,3 -593 -19,7 -178

Sonstige Steuern -2 -0,1 -2 -0,1 0

Betriebsaufwand -2.967 -89,6 -2.765 -92,1 -202

Betriebsergebnis 344 10,4 238 7,9 106

Zinsen und ähnliche
Aufwendungen -25 -0,8 -36 -1,2 +11

Finanzergebnis -25 -0,8 -36 -1,2 +11

Ertragsteuern -92 -2,8 -56 -1,9 -36

Jahresüberschuss 227 6,9 146 4,8 81

Vorstehender Erfolgsvergleich gibt Auskunft über die Entwicklung und Veränderung

der in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen Erträge und Aufwendungen

der Wirtschaftsjahre 2016 und 2015.

Im Wesentlichen sind die gegenüber dem Vorjahr höheren Umsatzerlöse so angestie-

gen, dass die in fast allen Bereichen höheren Aufwendungen überkompensiert werden

konnten. Somit ergibt sich ein um T€ 81 höheres Jahresergebnis.
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Erläuterungen zu den Aufwendungen und Erträgen

Umsatzerlöse und Erträge

Insgesamt sind die Umsatzerlöse um T€ 323 angestiegen. Hierfür sind im Wesentli-

chen zwei Effekte verantwortlich; es ergaben sich gegenüber dem Vorjahr höhere Erlö-

se aus dem Wasserverkauf T€ 266 und höhere Erlöse aus Nebengeschäften mit

T€ 54.

Die Betriebsdaten entwickelten sich im Berichtsjahr wie folgt:

2016 2015 Verände-
rung

%

Erlöse Wasserverkauf in € 3.037.487 2.771.180 266.307 9,61

Wasserabgabe in cbm 1.959.049 1.910.316 48.733 2,6

Erlöse je abgegebenem
cbm in ct 155,05 145,06 9,99 6,9

Förder-, Aufbereitungs-, Be-
zugs- und Verteilungskosten
je cbm 48,86 50,23 -1,37 -2,7

Rohertrag je abgegebenem
cbm in ct 106,19 94,83 11,36 12,0



- 26 -

Der Materialaufwand hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

2016 2015

T€ T€

Strombezug 169 157

Materialverbrauch 338 353

Aufwendungen für bezogenen Leistun-
gen

441 442

Übrige 9 8

957 960

Bei den Aufwendungen für bezogene Leistungen handelt es sich insbesondere um

Reparatur- und Instandsetzungsleistungen.

Bei gegenüber dem Vorjahr um T€ 38 höheren Personalaufwendungen ergeben sich

zwei wesentliche Abweichungen zum Vorjahr; geringere Auflösungsbeträgen aus der

Altersteilzeitrückstellung (T€ 24) und gleichzeitig höhere Aufwendungen für die Umlage

zur VBL/Beamtenversorgung (T€ 14).

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen haben sich gegenüber dem Vorjahr um

T€ 178 erhöht. Bei einer konstanten Konzessionsabgabe von T€ 200 hat sich im Ver-

gleich zum Vorjahr im Wesentlichen der Aufwand aus der Bildung der Rückstellung für

Gebührenüberdeckung ausgewirkt T€ 186.

Im Wirtschaftsjahr 2016 wurde ein Jahresüberschuss von T€ 227 erwirtschaftet.
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5. Feststellungen zum Risikofrüherkennungssystem

Gemäß IDW Prüfungsstandard: Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG (IDW PS

720) ist ein Risikofrüherkennungssystem auch von allen § 53 HGrG unterliegenden

Unternehmen einzurichten, wobei an die Ausgestaltung dieses Systems in Abhängig-

keit von Größe und Komplexität des Unternehmens unterschiedliche Anforderungen zu

stellen sind. Die Bestandteile des Risikofrüherkennungssystems sind immer ein funkti-

onales internes Überwachungssystem und ein internes Planungssystem. Die organisa-

torischen Sicherungsmaßnahmen stellt das Wasserwerk der Stadt Melle durch die

Funktionstrennung in sensiblen Unternehmensbereichen (hier z. B. die Trennung von

Kasse und Kassenbuchführung durch zwei Mitarbeiter), durch Arbeitsanweisungen

(z. B. Zahlungsrichtlinien für den Zahlungsverkehr) und Sicherungsmaßnahmen in der

EDV (z. B. durch die Festlegung von Zugriffbeschränkungen auf Daten) sicher. Interne

Kontrollen wurden beispielsweise durch eine Kassenprüfung des Rechnungsprüfungs-

amts der Stadt Melle sichergestellt. Ein formales Risikohandbuch wurde nicht separat

erstellt, sondern in das Betriebshandbuch des Wasserwerks der Stadt Melle integriert.

Eine systematische Aufnahme der Risiken erfolgt zurzeit und diese werden einer Risi-

kobeurteilung unterzogen.

Zu dem internen Planungssystem gehört u. a. die Aufstellung des jährlichen Wirt-

schaftsplans. Frühwarnindikatoren in einzelnen Beobachtungsbereichen sind bestimmt

und Maßnahmen zur Gegensteuerung erkannter Fehlentwicklungen formuliert worden.

Die Betriebsleitung des Wasserwerkes achtet des Weiteren permanent auf eine aus-

reichende Liquidität.
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6. Wirtschaftsplan und Feststellungen gemäß § 53 HGrG

6.1. Wirtschaftsplan

Der Wirtschaftsplan des Wasserwerks der Stadt Melle für das Wirtschaftsjahr 2016

wurde durch den Betriebsausschuss am 03.12.2015 beschlossen. Der Wirtschaftsplan

entspricht den Vorschriften der EigVO Nds und besteht aus dem Erfolgsplan, dem

Vermögensplan und der Stellenübersicht. Zusätzlich wurde eine Übersicht über ge-

plante Investitionen und deren Finanzierung für einen Zeitraum von sechs Jahren (Fi-

nanzplan für die Jahre 2015-2020) aufgestellt.

Der Erfolgsplan 2016 wurde wie folgt eingehalten:

Erfolgsplan Jahresab-
schluss
2016

Ergebnisab-
weichung

T€ T€ T€

Umsatzerlöse 3.101 3.234 133

Andere aktivierte Eigenleistungen 30 28 -2

sonstige betriebliche Erträge 55 49 -6

3.186 3.311 125

Materialaufwand 933 957 -24

Personalaufwand 705 672 33

Abschreibungen 586 565 21

Sonstige betriebliche Aufwendungen 588 771 -183

Betriebsergebnis 374 346 -28

Zinsen und ähnliche Erträge 1 0 -1

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 36 25 11

Finanzergebnis -35 -25 -10

Steuern vom Einkommen und Ertrag 94 92 2

sonstige Steuern 2 2 0

Jahresverlust/-gewinn 243 227 -16

Der Vermögensplan 2016 steht in folgendem Verhältnis zum Jahresabschluss:



- 29 -

Vermögensplan

2016

Jahresab-
schluss
2016

Abweichungen

Einnahmen T€ T€ T€

Jahresüberschuss 243 227 -16

Kurzfristiges Vermögen/
Umlaufmittel 25 0 -25

Einzahlungen aus Baukostenzu-
schüsse 50 280 230

Abschreibungen 586 557 -29

Kreditaufnahmen 450 0 -450

1.354 1.064 -290

Ausgaben

Kurzfristiges Vermögen/
Umlaufmittel 0 201 201

Auflösung Baukostenzuschüsse 120 124 4

Darlehenstilgungen (planmäßig) 54 46 -8

Investitionen 1.180 693 -487

1.354 1.064 -290

Die Abweichungen zur Planung resultieren im Wesentlichen aus den nicht im vollen

Umfang durchführbaren Investitionen.
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6.2. Feststellungen gemäß § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1

und 2 HGrG und die hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium

der Finanzen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffent-

lichten IDW PS 720 "Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 HGrG" beachtet.

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit

der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handels-

rechtlichen Vorschriften und den Bestimmungen der Betriebssatzung geführt worden

sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in der Anlage 8 (Nachweis von Feststel-

lungen zur Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und zu den wirtschaftlichen Ver-

hält-nissen) dargestellt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine

Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind.
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7. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes und Schlussbemerkung

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresabschluss

zum 31.12.2016 (Anlage 1 bis 3) und dem Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2016

(Anlage 4) des Wasserwerkes der Stadt Melle unter dem Datum 10.04.2017 den fol-

genden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird:

"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung

sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Was-

serwerkes der Stadt Melle für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2016 bis 31.12.2016 ge-

prüft. Durch § 29 EigBetrVO Nds. wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prü-

fung erstreckt sich danach auch auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und

die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes sowie darauf, ob der Eigenbetrieb

wirtschaftlich geführt wird. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss

und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen und ergänzenden landes-

rechtlichen Vorschriften und die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes lie-

gen in der Verantwortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist

es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den

Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht über

die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, über die wirtschaftlichen Verhältnisse

des Eigenbetriebes sowie darüber, ob der Eigenbetrieb wirtschaftlich geführt wird, ab-

zugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB i.V.m. § 157 NKomVG

und §§ 29 ff. EigBetrVO Nds. unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vor-

genom-men. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-

keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter

Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht

vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit

hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Sicherheit beur-

teilt werden kann, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung sowie die wirt-
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schaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes Anlass zu Beanstandungen geben und

ob der Eigenbetrieb wirtschaftlich geführt wird.

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung sowie der wirtschaftlichen

Verhältnisse wurde entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstattung über

die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720) durchgeführt.

Ob der Eigenbetrieb wirtschaftlich geführt wird, wurde beurteilt anhand der Einhaltung

des Wirtschaftsplanes und unter Berücksichtigung zwischenzeitlich eingetretener, nicht

vorhersehbarer Veränderungen der tatsächlichen Verhältnisse. Dabei ist es nicht Auf-

gabe des Abschlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der

Betriebsleitung und die Geschäftspolitik zu beurteilen.

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-

schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes

sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt.

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen

internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-

schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-

fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-

sentlichen Einschätzungen des Betriebsleiters des Eigenbetriebes sowie die Würdi-

gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind

der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere

Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.
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Vor dem Hintergrund der auf dieser Grundlage gewonnenen Erkenntnisse bestätigen

wir:

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung des Wasserwerks der

Stadt Melle entsprechen nach pflichtgemäßer Prüfung den Rechtsvorschriften. Die

Geschäftsführung erfolgte ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Vermögens, der Fi-

nanz- und Ertragslage, der Liquidität und der Rentabilität ist nicht zu beanstanden. Der

Eigenbetrieb wird wirtschaftlich geführt.

Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzli-

chen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigen-

betriebs und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend

dar.“

Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetz-

lichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Ab-

schlussprüfungen (IDW PS 450).

Bad Oeynhausen, den 10.04.2017

I N T E C O N
GmbH

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

(Illies)
Wirtschaftsprüfer
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ANLAGE 1

WASSERWERK MELLE DER STADT MELLE, MELLE

BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2016

A K T I V A

31.12.2016 31.12.2015
€ €

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und

ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an
solchen Rechten und Werten 114.214,01 121.839,01

2. Geleistete Anzahlungen 3.514,50 3.514,50

117.728,51 125.353,51

II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und

Bauten einschließlich der Bauten auf fremden
Grundstücken 413.416,98 340.236,66

2. Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen 450.527,46 490.187,46
3. Verteilungsanlagen 6.355.375,31 6.521.067,16
4. Messeinrichtungen 13.254,59 20.698,84
5. Betriebs- und Geschäftsausstattung 38.999,88 53.800,47

6. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 42.846,06 25.085,59

7.314.420,28 7.451.076,18

7.432.148,79 7.576.429,69

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Vorräte
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 125.004,23 132.538,44

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 2.053.482,90 1.857.783,86

2. Sonstige Vermögensgegenstände 39.538,08 97.602,25

2.093.020,98 1.955.386,11

III. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei
Kreditinstituten und Schecks 929.630,58 529.880,96

3.147.655,79 2.617.805,51

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 1.230,25 4.644,19

10.581.034,83 10.198.879,39

P A S S I V A

31.12.2016 31.12.2015
€ €

A. EIGENKAPITAL

I. Stammkapital 3.500.000,00 3.500.000,00

II. Allgemeine Rücklage 1.939.344,95 1.629.697,51

III. Gewinnvortrag 1.456.940,49 1.620.684,98

IV. Jahresüberschuss 226.619,04 145.902,95

7.122.904,48 6.896.285,44

B. EMPFANGENE ERTRAGSZUSCHÜSSE 319.767,00 443.661,00

C. RÜCKSTELLUNGEN
1. Steuerrückstellungen 39.733,88 0,00

2. Sonstige Rückstellungen 352.050,00 189.100,00

391.783,88 189.100,00

D. VERBINDLICHKEITEN
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 661.095,48 706.626,53

- davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
: € 619.699,59 (Vorjahr: € 706.626,53)

2. Erhaltene Anzahlungen auf Wasserlieferungen 1.711.751,31 1.570.912,00
3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 111.840,94 120.274,39
4. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Melle 228.414,73 244.327,14

5. Sonstige Verbindlichkeiten 33.477,01 27.692,89

2.746.579,47 2.669.832,95

10.581.034,83 10.198.879,39

AWild
Textfeld

AWild
Textfeld
Anlage 1




ANLAGE 2

  WASSERWERK MELLE DER STADT MELLE, MELLE

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2016

2016 2015
€ €

1. Umsatzerlöse 3.233.988,05 2.910.782,08

2. Andere aktivierte Eigenleistungen 28.156,25 22.310,43

3. Sonstige betriebliche Erträge 48.416,42 69.514,35

3.310.560,72 3.002.606,86

4. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs-

und Betriebsstoffe und für
bezogene Waren 516.581,10 517.367,03

b) Aufwendungen für bezogene
Leistungen 440.517,91 442.272,78

957.099,01 959.639,81

5. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 513.253,43 482.242,55
b) Soziale Abgaben und

Aufwendungen für
Altersversorgung und für
Unterstützung 159.005,55 151.421,68

672.258,98 633.664,23

6. Abschreibungen
Abschreibungen auf
immaterielle
Vermögensgegenstände des
Anlagevermögens und
Sachanlagen 564.823,61 576.218,14

7. Sonstige betriebliche
Aufwendungen 771.250,85 593.679,71

2.965.432,45 2.763.201,89

8. Sonstige Zinsen und ähnliche
Erträge 109,76 110,74

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 24.749,28 35.620,81
- davon  Aufzinsungen von lang-

fristigen Rücktellungen: €
2.800,00 (Vorjahr: € 11.200,00)

10. Ergebnis der gewöhnlichen
Geschäftstätigkeit 320.488,75 203.894,90

11. Steuern vom Einkommen und vom
Ertrag 91.895,69 56.089,15

12. Sonstige Steuern 1.974,02 1.902,80

93.869,71 57.991,95

13. Jahresüberschuss 226.619,04 145.902,95

Nachrichtlich

Verwendung des Jahresüberschusses

Einstellung in die Rücklagen:   226.619,04     145.902,95
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I. A llgem eine A ngaben

Der Jahresabschluss 2016 des Wasserwerkes der Stadt Melle wurde unter Beachtung der Vorschriften

der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) Niedersachsen und der Vorschriften des HGB aufgestellt.

Für das Wirtschaftsjahr 2016 wurden die Musterformblätter verwendet. Die Gewinn- und Verlustrechnung

beruht auf dem Gesamtkostenverfahren.

II. B ilanzieru ngs-u nd B ewertu ngsm ethod en

A nlageverm ögen

Entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände werden zu den Anschaffungskosten

aktiviert und entsprechend ihrer Nutzungsdauer linear abgeschrieben, sofern diese der Abnutzung

unterliegen.

Das Sachanlagevermögen wird zu den Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet und aktiviert.

Die Herstellungskosten enthalten Material- und Fertigungseinzelkosten sowie angemessene Teile

betrieblicher Gemeinkosten.

Ab 2003 werden die veranlagten Baukostenzuschüsse (Wasserversorgungsbeiträge und Erstattung

der Hausanschlusskosten) bedingt durch eine Änderung der Steuergesetzgebung direkt von den

entsprechenden Sachanlagen (Rohrnetz und Hausanschlüsse) abgesetzt.

Abnutzbare Gegenstände des Sachanlagevermögens werden entsprechend ihrer voraussichtlichen

wirtschaftlichen Nutzungsdauer um planmäßige Abschreibungen reduziert. Alle Zugänge des

Sachanlagevermögens wurden in 2016 linear abgeschrieben.

Bedingt durch die Unternehmenssteuerreform 2008 werden bewegliche Vermögensgegenstände mit

einem Anschaffungswert von über 150,- Euro bis zu 1.000,- Euro netto als Sammelposten erfasst und

pauschal über 5 Jahre linear abgeschrieben

Vorräte

Der Lagerbestand der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe wird mit den durchschnittlichen Einstandspreisen

bewertet.

Ford eru ngen u nd sonstige Verm ögensgegenständ e

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden mit ihrem Nennwert angesetzt. Dem

allgemeinen Ausfallrisiko wird durch eine pauschal gebildete Wertberichtigung Rechnung getragen.

Bei den Forderungen aus Wasserversorgungsbeiträgen, die endlos gestundet sind und bei denen in

W asserwerkd erS tad tM elle

A nhang fü rd as W irtsc haftsjahr2016
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nicht absehbarer Zeit ein Zahlungsausgleich erfolgen wird, wurde gemäß des Vorsichts- und Imparitäts-

prinzips eine Wertberichtigung vorgenommen. Sie werden im Jahresabschluss mit einem Erinnerungswert

von einem Euro ausgewiesen. Die dazugehörigen Ertragszuschüsse werden ebenfalls analog wertberichtigt.

Kassenbestand , Gu thaben beiKred itinstitu ten

Die liquiden Mittel sind zum Nominalbetrag bilanziert.

Rec hnu ngsabgrenzu ngsposten

Das Aktivierungswahlrecht für schon an das Finanzamt abgeführte Umsatzsteuer aus den erhaltenen

Anzahlungen der Wassergeldabrechnung wurde im Rahmen von BilMoG aufgehoben. Ein aktivischer

Ausweis ist demnach nicht mehr zulässig. Die schon abgeführten Umsatzsteuern werden nun mit den

Verbindlichkeiten aus den erhaltenen Anzahlungen verrechnet.

Ertragszu sc hü sse

Als Ertragszuschüsse werden die vor dem 31. Dezember 2002 veranlagten Baukostenzuschüsse

ausgewiesen. Sie werden mit 5 Prozent der Ursprungsbeträge erfolgswirksam aufgelöst. Die nach dem

31.12.2002 veranlagten Baukostenzuschüsse werden direkt vom jeweiligen Anlagevermögen abgesetzt.

Rü c kstellu ngen

Für alle erkennbaren Risiken werden Rückstellungen bilanziert. Der Ansatz und die Bewertung der

einzelnen Rückstellungen richtet sich nach den Vorgaben des durch das BilMoG geänderten HGB

(Ansatz zum voraussichtlichen Erfüllungsbetrag, Abzinsung bei einer Restlaufzeit von mehr als einem

Jahr mit den Abzinsungssätzen der Deutschen Bundesbank).

Verbind lic hkeiten

Die Verbindlichkeiten werden mit den Rückzahlungsbeträgen bilanziert.

III. Erläu teru ngen zu rB ilanz

A nlageverm ögen:

Im Geschäftsjahr 2016 wurden Investitionen in Höhe von TEUR 693 getätigt. Verrechnet wurden hiermit

die erhaltenen Baukostenzuschüsse in Höhe von TEUR 280. Somit betragen die Nettozugänge des

Anlagevermögens TEUR 412.

Als Anlage ist der Anlagenspiegel mit der Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens

dargestellt.

Für den Neubau den Tiefbehälter Riemsloh wurde in 2016 ein Grundstück erworben mit Anschaffungskosten

in Höhe von TEUR 75.
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Eigenkapital

Das Stammkapital beträgt lt. § 1 Abs. 3 der Betriebssatzung TEUR 3.500 und ist voll eingezahlt. Der

Jahresüberschuss 2010 über EUR 309.647,44 wurde lt. Beschluss des Betriebsausschusses in die

allgemeine Rücklage eingebucht. Über die Verwendung des Jahresüberschusses 2011 in Höhe von

EUR 384.359,91 muss in 2017 entschieden werden.

Der Jahresüberschuss 2016 in Höhe von EUR 226.619,04 soll auf neue Rechnung vorgetragen werden

und betrifft den einzigen Zugang zum Eigenkapital in 2016 (Anfangsstand TEUR 6.896, Endstand

TEUR 7.123).

Rü c kstellu ngen

Für Verbindlichkeiten, die zwar dem Grunde nach, aber noch nicht in ihrer Höhe endgültig feststehen,

sind Rückstellungen gebildet worden.

Die Rückstellungen haben sich im Geschäftsjahr 2016 wie folgt entwickelt:

Stand am Stand am

01.01.2016 Zuführung Entnahme 31.12.2016

EUR EUR EUR EUR

Überstunden 0,00 22.100,00 0,00 22.100,00

Urlaubsansprüche 25.600,00 21.300,00 25.600,00 21.300,00

Prüfungs- und

Beratungskosten 2016 10.500,00 10.000,00 10.500,00 10.000,00

Berufsgenossen-

schaftsbeiträge 3.600,00 4.200,00 3.600,00 4.200,00

Beihilfen für Pensionäre 58.800,00 8.825,76 14.625,76 53.000,00

Beihilfen für Beschäftigte 28.700,00 1.200,00 1.400,00 28.500,00

Aufwand Altersteilzeit 18.600,00 0,00 18.600,00 0,00

Archivierungskosten 7.300,00 0,00 100,00 7.200,00

= Sonstige Rückstellungen: 153.100,00 67.625,76 74.425,76 146.300,00

Ausstehende Rechnungen 36.000,00 20.000,00 36.700,00 20.000,00

0,00 185.750,00 0,00 185.750,00

Summe 189.100,00 273.375,76 111.125,76 352.050,00

Rückstellungen für
Gebührenüberdeckungen
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Verbind lic hkeiten

Zum 31.12.2016 bestehen Verbindlichkeiten (VBKen) mit folgenden Restlaufzeiten:

Insgesamt < 1 Jahr

> 1 Jahr / < 5
Jahre > 5 Jahre

EUR EUR EUR EUR

VBKen gegenüber

Kreditinstituten 661.095,48 41.395,89 162.450,36 457.249,23

Erhaltene Anzahlungen

auf Bestellungen 1.711.751,31 1.711.751,31 0,00 0,00

VBKen aus Lieferungen

und Leistungen 111.840,94 111.840,94 0,00 0,00

Verbindlichkeiten

gegenüber der Stadt 228.414,73 228.414,73 0,00 0,00

Sonstige

Verbindlichkeiten 33.477,01 33.477,01 0,00 0,00

Summe Verbindlichkeiten 2.746.579,47 2.126.879,88 162.450,36 457.249,23

IV . Erläu teru ngen zu rGewinn-u nd Verlu strec hnu ng

Um satzerlöse

Die Entwicklung der Umsatzerlöse gegenüber dem Vorjahr ist wie folgt:

cbm EUR cbm EUR

Verbrauchsgebühr 1.959.049 2.281.148,43 1.910.316 2.122.986,39

Grundgebühren 726.147,00 616.265,94

Bereitstellungsgebühren 20.508,00 20.508,00

Ausleihung Standrohr 9.683,22 11.419,80

Erlöse aus Wasserverkauf 1.959.049 3.037.486,65 1.910.316 2.771.180,13

Auflösung Ertragszuschüsse 123.894,00 121.394,04

Erlöse aus Nebengeschäften 72.607,40 18.207,91

Summe der Umsatzerlöse 3.233.988,05 2.910.782,08

Im Vorjahr wurde die Überlassung der Ablesedaten (Nebengeschäfte in Höhe von EUR 53.296,32) noch

unter den sonstigen betrieblichen Erträgen ausgewiesen (EUR 51.614,76; Ausweis vor BilRUG).

Die Wasserfördermenge betrug im Jahr 2016 insgesamt 1.823.750 cbm. Gegenüber dem Vorjahr ist dies

eine Erhöhung um 5,82 Prozent. Der Fremdwasserbezug betrug 305.651 cbm (Vorjahr 308.861 cbm).

Durch die vertragliche Mindestabnahmemenge vom Wasserbeschaffungsverband Kreis Herford-West

2016 2015
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ab dem 01.01.2013 von jährlich 300.000 cbm erfolgt die Wasserabgabe aus einem Mix von Eigenförderung

und Fremdwasserbezug. Durch den Fremdwasserbezug reduziert sich die Eigenförderung und trägt somit

zur Entlastung und Schonung der eigenen Wasservorkommen bei.

Die Verbrauchsgebühren sind anhand der Wasserfördermenge unter Berücksichtigung eines fiktiven

Wasserverlustes von 8,0 Prozent ermittelt worden (Vorjahr 6,0 Prozent).

Die Verbrauchsgebühr von 1,18 Euro je cbm Frischwasser ist in 2016 gegenüber dem Vorjahr um 0,06 EUR

gestiegen. Die Grundgebühren in 2016 sind gegenüber dem Vorjahr um 0,65 EUR erhöht worden.

Bedingt durch die Anschlusstätigkeiten und die dadurch vermehrte Anzahl an installierten Wasserzählern

und durch die erhöhten Grundgebühren erhöhen sich die Erlöse aus Grundgebühren im Berichtsjahr gegen-

über dem Vorjahr.

Die Auflösung der Ertragszuschüsse erfolgt mit 5 % der Ursprungsbeträge und reduziert sich jährlich

gemäß der Planung.

P ersonalau fwand

Im Berichtsjahr wurden durchschnittlich beschäftigt (ohne Altersteilzeit):

Lohnempfänger: in 2016 in 2015

a) Vollzeitbeschäftigte 5 5

b) Teilzeitbeschäftigte 0 1

Gehaltsempfänger (einschl. Betriebsleiter):

a) Vollzeitbeschäftigte 4 5

b) Teilzeitbeschäftigte 3 2

Für die Beschäftigten entstanden folgende Personalaufwendungen: 2016 2015

EUR EUR

Löhne 243.533,75 243.667,99

Gehälter 269.719,68 238.574,46

Soziale Abgaben 94.299,96 95.109,41

Aufwendungen für Altersversorgung und Unterstützung 64.705,59 98.412,37

Rückstellungen für Altersteilzeit 0,00 -42.100,00

672.258,98 633.664,23
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V . B etriebsau ssc hu ss u nd B etriebsleitu ng

Der Betriebsausschuss setzt sich zusammen aus folgenden:

-Ratsm itglied ern:

Jan Lütkemeyer (Vorsitzender), Landwirt

Luc Van de Walle (stellv. Vorsitzender), Betriebswirt

Mirco Bredenförder, Bankfachwirt

Mathias Otto, IT-Projektmanager

Harald Kruse, Sparkassen-Betriebswirt

George Trenkler, Unternehmer

Werner Altemöller, Landwirt

Horst Ballmeyer, Rentner

Ingo Weinert, Volkswirt

Ursula Thöle-Ehlhardt, Förderschullehrerin i. R.

Herbert Linnemann-Grundmann, Rentner

-B etriebsangehörigen:

Torsten Thöle, Monteur

Andreas Martinetz, Monteur

Sascha Rosendahl, Monteur

Maik Regel, Monteur

-S onstige (VERD I):

Astrid Voß, Verwaltungsfachangestellte

B ü rgerm eister: Reinhard Scholz

B etriebsleiter: Klaus Leimbrock

Melle, 21.03.2017

Wasserwerk der Stadt Melle

(Betriebsleiter)
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A nfangsstand Zu gänge A bgänge
Um -

bu c hu ngen
End stand A nfangsstand

A bsc hrei-

bu ngen im

W irtsc hafts-

jahr

Zu sc hrei-

bu ngen im

W irtsc hafts-

jahr

A bgang End stand

am End e d es

W irtsc hafts-

jahres

am End e d es

Vorjahres

2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
I. € € € € € € € € € €

1. Konzessionen, gewerbliche 349.739,63 0,00 0,00 0,00 349.739,63 227.900,62 7.625,00 0,00 0,00 235.525,62 114.214,01 121.839,01

Schutzrechte u. ähnliche Rechte
und Werte sowie Lizenzen an
solchen Rechten u. Werten

2. Geleistete Anzahlungen 3.514,50 0,00 0,00 0,00 3.514,50 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3.514,50 3.514,50

353.254,13 0,00 0,00 0,00 353.254,13 227.900,62 7.625,00 0,00 0,00 235.525,62 117.728,51 125.353,51

II. Sachanlagen
1. Gründstücke, grundstücksgleiche

Rechte u. Bauten einschließlich
der Bauten auf fremden
Grundstücken 1.086.574,92 74.595,32 0,00 0,00 1.161.170,24 746.338,26 9.336,00 7.921,00 0,00 747.753,26 413.416,98 340.236,66+0,00

2. 1.491.548,23 0,00 0,00 0,00 1.491.548,23 1.001.360,77 39.660,00 0,00 0,00 1.041.020,77 450.527,46 490.187,46

3. Verteilungsanlagen 26.132.003,44 316.671,43 642.979,21 221,72 25.805.917,38 19.610.936,28 482.585,00 0,00 642.979,21 19.450.542,07 6.355.375,31 6.521.067,160 0

4. Messeinrichtungen 226.257,40 0,00 50.866,95 0,00 175.390,45 205.558,56 7.444,25 0,00 50.866,95 162.135,86 13.254,59 20.698,840

5. 545.622,95 3.372,77 1.235,51 0,00 547.760,21 491.822,48 18.173,36 0,00 1.235,51 508.760,33 38.999,88 53.800,47

6. 25.085,59 17.982,19 0,00 -221,72 42.846,06 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 42.846,06 25.085,59

29.507.092,53 412.621,71 695.081,67 0,00 29.224.632,57 22.056.016,35 557.198,61 7.921,00 695.081,67 21.910.212,29 7.314.420,28 7.451.076,18

29.860.346,66 412.621,71 695.081,67 0,00 29.577.886,70 22.283.916,97 564.823,61 7.921,00 695.081,67 22.145.737,91 7.432.148,79 7.576.429,69

Immaterielles Vermögen

Insgesam t

Wassergewinnungs- und
Bezugsanlagen

Betriebs- und
Geschäftsausstattung

Geleistete Anzahlungen und
Anlagen im Bau

1

A nlagenü bersic htd es W irtsc haftsjahres 2016
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Der Eigenbetrieb „Wasserwerk der Stadt Melle“ dient der Versorgung der Bevölkerung

mit Trinkwasser. Die Wasserversorgung ist eine der Kernaufgaben der öffentlichen

Daseinsvorsorge. Hierbei sind die Versorgungssicherheit und die Qualität des Trink-

wassers für den Kunden von größter Bedeutung. Hinzu kommen mittel- bis langfristig

die Herausforderungen, die sich aus dem demographischen Wandel und steigendem

Alter der Infrastruktur ergeben.

Im Jahr 2016 wurden ingesamt 1.959.049 cbm (Vorjahr 1.910.316 cbm) Trinkwasser

an die Kunden abgegeben. Aus unseren eigenen 12 Brunnen wurden dabei 1.823.750

cbm (Vorjahr 1.723.390 cbm) Wasser gefördert. Über die Verbundleitung wurden

305.651 cbm (Vorjahr 308.861 cbm) vom WBV Kreis Herford-West bezogen. Die Was-

serförderung/-bezug liegt damit um 4,56 % über dem Vorjahr, was einerseits vermutlich

auf klimatische Gründe zurückzuführen ist. Andererseits ist der Verbrauch in einigen

Versorgungsbereichen relativ stark angestiegen. Da hier von unentdeckten Wasser-

rohrbrüchen ausgegangen werden muss, wurde ein bilanzieller Wasserverlust von 8 %

angesetzt.

Unter dem Aspekt Versorgungssicherheit und Nachhaltigkeit sind auch weiterhin aus-

reichend Investitionen zu tätigen. Grundsätzlich ist das Rohrnetz in einem guten Zu-

stand. Regelmäßige Erneuerungsinvestitionen tragen wesentlich zum Erhalt dieses

Zustands bei und verhindern einen Investitionsstau zu Lasten späterer Generationen.

Im Wirtschaftsjahr 2016 sind insgesamt 412 T€ in die Wasserversorgung investiert

worden (Vorjahr 846 T€). Zum 31.12.2016 betrug der Bestand an unfertigen Anlagen

18 T€ (Vorjahr 25 T€).

Durch das in 2008 erarbeitete Versorgungskonzept wurden die Investitionsschwer-

punkte der nächsten Jahre aufgezeigt. Im Berichtsjahr wurden vorrangig Rohrnetzab-

schnitte erneuert (u. a. Eickener Straße und Bergstraße/Bergblick). Für den Neubau

des Tiefsammelbehälters Riemsloh konnte das Baugrundstück erworben werden. Die

Bauarbeiten werden aber erst in 2017 beginnen. Auch in den Folgejahren werden Sa-

nierungen an den Brunnen und Hochbehältern den Investitionsschwerpunkt bilden, da

diese durchschnittlich schon mehr als 40 Jahre in Betrieb sind. Daneben werden Ent-

scheidungen zu einem Neubau des Verwaltungsgebäudes zu treffen sein.

Zur Sicherstellung der Aufgabenerledigung tragen beim Wasserwerk insgesamt 12

Mitarbeiter*innen auf 10,42 Stellen zum Unternehmenserfolg bei. Zum 01.01.2016

wurde eine unbesetzte Monteurstelle neu besetzt. Ein Monteur wechselte im Sommer

2016 aus gesundheitlichen Gründen in die Kernverwaltung der Stadt Melle. Der Perso-

nalaufwand liegt daher niedriger als geplant. Die Personalaufwandsquote in 2016 be-

trug 21 Prozent (Vorjahr 22 Prozent).

Seit vielen Jahren engagiert sich das Wasserwerk im Grundwasserschutz. Neben einer

Beratung der Landwirte in den Wasserschutzgebieten (Ausgaben im Berichtsjahr

AWild
Textfeld
Anlage 4




35 T€) werden dort auch freiwillige Vereinbarungen für die Landwirte zu einer grund-

wasserschutzorientierten Feldbearbeitung (Ausgabevolumen 82,4 T€) angeboten (Die-

se Ausgaben konnten alle aus Zuweisungen des Landes Niedersachsen gedeckt wer-

den). In der Vergangenheit und auch im Berichtsjahr hat dies zu einer uneinheitlichen

Entwicklung der Nitratwerte in unseren Förderbrunnen geführt. Für die Grundwasser-

schutzkooperation Melle-Wittlage erfolgt die Geschäftsführung seit 2012 durch den

Wasserverband Wittlage. Um stärkere Erfolge im Grundwasserschutz zu erzielen, wur-

den in der Kooperation ab 2017 veränderte Schwerpunkte in der Beratung und den

angebotenen Maßnahmen vereinbart.

Zur Umsetzung gesetzlicher Vorgaben wurde in 2013 der Startschuss zur Einführung

eines Energiemanagementsystems nach DIN EN ISO 50001 gegeben. Ziel ist die Be-

trachtung und Bewertung der wesentlichen Energieflüsse im Unternehmen. In 2015

wurde das System vollständig eingeführt und ein entsprechendes Zertifikat verliehen.

Das in 2016 vorgeschriebene externe Audit war erfolgreich.

Das Wasserwerk der Stadt Melle erstellt seine Leistungen wirtschaftlich unter Berück-

sichtigung der Rahmenbedingungen und kann somit dem Kunden Trinkwasser zu ei-

nem angemessenen Preis anbieten. Eine Gebührenkalkulation hat dazu geführt, dass

die Gebühren zum 01.01.2016 angehoben werden mussten. Für 2017 ist keine Ände-

rung erforderlich.

Bedingt durch die Investitionstätigkeit im Berichtsjahr betrug der Anteil des gekürzten

Anlagevermögens an der gekürzten Bilanzsumme 83,1 Prozent (Vorjahr 87,1 Prozent).

Die hohe Anlagevermögensquote spiegelt auch die hohen Fixkosten in der Wasserver-

sorgung wieder. Die Investitionsquote in 2016 betrug durch die getätigten Investitionen

1,38 Prozent (Vorjahr 1,06 Prozent).

Die Eigenkapitalausstattung des Wasserwerkes der Stadt Melle ist die Basis für die

zukünftigen Herausforderungen. Zum 31.12.2016 betrug das Eigenkapital 7.123 T€

(Vorjahr 6.897 T€). Der Anteil des Eigenkapitals an der gekürzten Bilanzsumme zum

31.12.2016 ist mit 83,3 Prozent als gut anzusehen (Vorjahr 84,3 Prozent). In der Ge-

samtheit ist das gekürzte Anlagevermögen zu 100 Prozent durch das Eigenkapital ge-

deckt (Vorjahr 97 Prozent).

Die Finanzierung der Investitionen erfolgte in 2016 vollständig durch die Baukostenzu-

schüsse der Abnehmer, die Abschreibungen und den Jahresüberschuss. Für 2016 war

eine teilweise Fremdfinanzierung der Investitionen geplant. Bedingt durch höhere Zu-

flüsse von Wasserversorgungsbeiträgen und den späteren Start des Neubaus des TSB

Riemsloh war keine Darlehensaufnahme erforderlich. Eine verfeinerte Liquiditätspla-

nung wird aufzeigen, welche Summe der vorgesehenen Kreditermächtigungen aus

2016 und 2017 tatsächlich benötigt wird.

Der Jahresüberschuss für das Geschäftsjahr 2016 beträgt 227 T€ (Vorjahr 146 T€).

Damit wurde der steuerlich notwendige Mindestgewinn zur Zahlung einer Konzessi-



onsabgabe an die Stadt Melle erreicht. Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstä-

tigkeit stieg auf 320 T€ (Vorjahr 204 T€). Die Gesamtleistung 2016 stieg gegenüber

dem Vorjahr auf 3.311 T€ (Vorjahr 3.003 T€).

Auch in Zukunft wird das Handeln des Wasserwerks der Stadt Melle durch die Sicher-

stellung der Versorgung, die Qualität des Trinkwassers und die wirtschaftliche und effi-

ziente Leistungserstellung bestimmt sein. Entsprechend ist der Wirtschaftsplan 2017

ausgerichtet und vom Betriebsausschuss verabschiedet worden. Der Erfolgsplan 2017

sieht die Zahlung einer Konzessionsabgabe an die Stadt Melle und den Ausweis eines

Mindestgewinns vor. Bei den Umsatzerlösen aus dem Wasserverkauf werden keine

Veränderungen erwartet. Im Vermögensplan 2017 sind die Maßnahmen aufgenommen

worden, die betriebsbedingt notwendig sind um einen ordnungsgemäßen Betriebsab-

lauf zu ermöglichen. Über die erforderlichen Änderungen wurde der Ausschuss infor-

miert.

Die Risiken und Chancen des Wasserwerks der Stadt Melle werden wie folgt darge-

stellt:

Die technischen Risiken, denen die Anlagen ausgesetzt sind, werden durch ständige

Inspektion und Modernisierung soweit wie möglich beherrscht. Bei teilweisem Ausfall

der eigenen Wasserförderung hilft einerseits das interne Verbundsystem zwischen den

Versorgungsräumen. Andererseits wird durch die Verbundleitung zum WBV Kreis

Herford-West die Versorgungssicherheit hergestellt. Längere Stromausfälle an einzel-

nen Anlagen können durch eigene Notstromaggregate aufgefangen werden.

Wirtschaftliche Risiken bestehen nicht, da der Eigenbetrieb alle seine Kosten durch

Gebühren decken kann. Der Anschluss- und Benutzungszwang führt zu geringen

Schwankungen beim Wasserabsatz. Durch die satzungsgemäße Haftung der Grund-

stückseigentümer gibt es keine nennenswerten Zahlungsausfälle. Durch die regelmä-

ßige Teilnahme am nds. Kennzahlenvergleich Wasserversorgung lassen sich generelle

Aussagen zur Wirtschaftlichkeit ableiten.

Chancen bestehen für die Zukunft in der Verbesserung der Nitratwerte durch noch
größere Anstrengungen beim Grundwasserschutz. Bei einer Umsetzung der ange-
dachten Änderungen im technischen Bereich der Stadt Melle können sich für das Was-
serwerk Synergieeffekte ergeben.

Melle, 21.03.2017

Wasserwerk der Stadt Melle

(Betriebsleiter)
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AUFGLIEDERUNG UND ERLÄUTERUNGEN DER POSTEN DES JAHRESAB-
SCHLUSSES ZUM 31. DEZEMBER 2016

A. BILANZ

A K T I V A 

A. Anlagevermögen € 7.432.148,79
Vorjahr € 7.576.429,69

Zur Gliederung und Entwicklung des Anlagevermögens nach Anlagengruppen verweisen

wir auf die Angaben des Eigenbetriebs im Anhang.

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

31.12.2016
€

31.12.2015
€

Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und

ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an

solchen Rechten und Werten 114.214,01 121.839,01

Geleistete Anzahlungen 3.514,50 3.514,50

117.728,51 125.353,51

Unter der Position "Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und

ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten" werden Was-

serrechte (T€ 112) und gegebene Baukostenzuschüsse (T€ 2) ausgewiesen. 

Bei den geleisteten Anzahlungen handelt es sich wie auch im Vorjahr um Zahlungen im Zu-

sammenhang mit den Anträgen auf erneute Festsetzung von Trinkwasserschutzgebieten in

Düingdorf und Riemsloh.
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II. Sachanlagen € 7.314.420,28
Vorjahr € 7.451.076,18

31.12.2016
€

31.12.2015
€

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten

einschließlich der Bauten auf fremden

Grundstücken 413.416,98 340.236,66

Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen 450.527,46 490.187,46

Verteilungsanlagen 6.355.375,31 6.521.067,16

Messeinrichtungen 13.254,59 20.698,84

Betriebs- und Geschäftsausstattung 38.999,88 53.800,47

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 42.846,06 25.085,59

7.314.420,28 7.451.076,18

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und
Bauten einschließlich der Bauten auf fremden
Grundstücken € 413.416,98

Vorjahr € 340.236,66

Stand 
31.12.2015

€

Zugänge
Umbuchung

(U)
€

Ab- /Zuschrei-
bungen(Z)

€

Stand
31.12.2016

€
Grundstücke- und grund-
stücksgleiche Rechte

212.545,95 74.595,32 96,00 287.045,27

Gebäude 31.493,93 0,00 3.413,00/

(Z)- 7.921,00

36.001,93

Außenanlagen 96.196,78 0,00 5.827,00 90.369,78

340.236,66 74.595,32 1.415,00 413.416,98
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Die Position Grundstücke und grundstücksgleiche hat sich durch den Erwerb eines Grund-

stückes in Riemsloh um T€ 75 erhöht. Für das Grundstück ist ein neuer Tiefsammelbehälter

geplant. Duch die Zuschreibung in Höhe von T€ 8 wurden zu hohe Abschreibungen der

Vergangenheit auf Betriebsgebäude korrigiert.       

2. Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen € 450.527,46
Vorjahr € 490.187,46

Stand 
31.12.2015

€

Zugänge

€

Umbuchung

€

Abschrei-
bungen

€

Stand
31.12.2016

€

Brunnenanlagen 410.577,14 0,00 0,00 17.452,00 393.125,14

Fernwirkanlagen 49.631,11 0,00 0,00 17.729,00 31.902,11

Betriebseinrich-
tung der Wasser-
gewinnung

29.979,21 0,00 0,00 4.479,00 25.500,21

490.187,46 0,00 0,00 39.660,00 450.527,46

3. Verteilungsanlagen € 6.355.375,31
Vorjahr € 6.521.067,16

Stand 
31.12.2015

€

Zugänge/Um-
buchungen

(U)
€

Investitions-
zuschüsse

€

Abschrei-
bungen

€

Stand
31.12.2016

€
Anlagen der Spei-

cherung:

  Hoch- und Tief-

sammelbehälter 1.395.798,63 0,00 0,00 65.618,00 1.330.180,63

  Betriebseinrichtung

der Speicherung 591.520,03 0,00 0,00 45.666,00 545.854,03

  Betriebseinrichtung

der Drucker-

höhung 98.620,70 0,00 0,00 14.892,00 83.728,70
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Rohrnetz und Haus-

anschlüsse:

Hauptrohrnetz 4.039.907,26 442.472,68 125.589,53 303.544,00 4.053.246,41

Abnehmeranschlüs-
se 383.768,54 154.334,08

221,72 (U)
154.545,80 51.718,00 332.060,54

Allgemeine Pla-
nungskosten 11.452,00 0,00 0,00 1.147,00 10.305,00

6.521.067,16 596.806,76
221,72 (U)

280.135,33 482.585,00 6.355.375,31

Der Zugang des Hauptrohrnetzes betrifft im Wesentlichen die Eickener Str. mit T€ 141, die

Bergstraße-Bergblick mit T€ 103, und den Abschnitt Gausekamp/Brokamp mit T€ 91 sowie

die Erneuerung und die Erweiterung des Hauptrohrnetzes an anderen Straßen und Gewer-

begebieten.

4. Messeinrichtungen € 13.254,59
Vorjahr € 20.698,84

Unter den Messeinrichtungen werden Wasserzähler ausgewiesen.
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5. Betriebs- und Geschäftsausstattung € 38.999,88
Vorjahr € 53.800,47

Stand 
31.12.2015

€

Zugänge

€

Abschrei-
bungen

€

Stand
31.12.2016

€
Büroeinrichtungen 3.498,70 0,00 1.485,00 2.013,70

Geräte und Werkzeuge 20.101,73 3.372,77 8.111,15 15.363,35

Fuhrpark 30.200,04 0,00 8.577,21 21.622,83

53.800,47 3.372,77 18.173,36 38.999,88

6. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau € 42.846,06
Vorjahr € 25.085,59

2016
€

2015
€

Stand 01.01. 25.085,59 89.696,90

Zugänge 17.982,19 0,00

Umbuchungen -221,72 64.611,31

Stand 31.12. 42.846,06 25.085,59

Der Zugang von T€ 18 betrifft die Kosten für die Planung, Ausschreibung und Bauüberwa-

chung des Neubaus der Trinkwasserspeicheranlage in Riemsloh. Die Umbuchung betrifft

dagegen einen fertiggestellten Hausanschluss.

B. Umlaufvermögen € 3.147.655,79
Vorjahr € 2.617.805,51
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I. Vorräte € 125.004,23
Vorjahr € 132.538,44

Die Vorräte wurden zum Bilanzstichtag durch eine Stichtagsinventur nachgewiesen. Die Be-

wertung der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe erfolgte zu durchschnittlichen Einstandspreisen.

Es handelt sich beim Lagerbestand  im Wesentlichen um Bau- und Installationsstoffe.

II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände € 2.093.020,98

Vorjahr € 1.955.386,11

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen € 2.053.482,90
Vorjahr € 1.857.783,86

31.12.2016
€

31.12.2015
€

Abrechnung Inkasso durch RWE 1.894.274,86 1.717.032,27

Forderungen aus Lieferungen/Leistungen 474.158,15 452.200,30

Reste auf Abschlagszahlungen RWE 23.987,46 26.589,92

Abrechnung Inkasso durch RWE EBL 8.096,46 8.122,71

Wassergeldreste Sammelkonto 3.399,43 4.272,12

Forderungen aus gestundeten Veranlagungen 163.021,71 163.021,71

Wertberichtigungen auf Forderungen -513.455,17 -513.455,17

2.053.482,90 1.857.783,86

Die Wertberichtigungen auf Forderungen sind gegenüber dem Vorjahr unverändert geblie-

ben, da es sich im Wesentlichen um gestundete Forderungen aus Vorjahren handelt.
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2. Sonstige Vermögensgegenstände € 39.538,08
Vorjahr € 97.602,25

Im Berichtsjahr sind hier im Wesentlchen Forderungen aus Ertragsteuererstatttungen für

2015 in Höhe von T€ 29 (i.Vj: für 2014 und 2015 in Höhe von T€ 85) enthalten.

III. Kassenbestand, Bundesbankguthaben,
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks € 929.630,58

Vorjahr € 529.880,96

31.12.2016
€

31.12.2015
€

Kreissparkasse Melle 929.481,28 529.745,41

Handgeldvorschuss 149,30 135,55

929.630,58 529.880,96

Das ausgewiesene Bankguthaben stimmt zum Bilanzstichtag mit den Kontoauszügen der

Kreditinstitute und den angeforderten Bankbestätigungen überein.

C. Rechnungsabgrenzungsposten € 1.230,25
Vorjahr € 4.644,19

Der Rechnungsabgrenzungsposten beinhaltet vor allem Abgrenzungen für Kraftfahrzeug-

steuern sowie für Telefongebühren.

Summe der Aktivseite € 10.581.034,83

Vorjahr: € 10.198.879,39
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P A S S I V A

A. Eigenkapital € 7.122.904,48
Vorjahr € 6.896.285,44

31.12.2016
€

31.12.2015
€

Stammkapital 3.500.000,00 3.500.000,00

Allgemeine Rücklage 1.939.344,95 1.629.697,51

Gewinnvortrag 1.456.940,49 1.620.684,98

Jahresüberschuss 226.619,04 145.902,95

7.122.904,48 6.896.285,44

Die Höhe des gezeichneten Kapitals entspricht dem § 1 Abs. 3 der Betriebssatzung in der

geänderten Fassung vom 29.06.2011. Die Stadt Melle hält 100% des Stammkapitals.

Der Jahresüberschuss des Jahres 2010 in Höhe von T€ 310 wurde aus dem Gewinnvortrag

in die allgemeine Rücklage umgebucht und der Jahresüberschuss des Jahres 2015 wurde

auf neue Rechnung vorgetragen.

B. Empfangene Ertragszuschüsse € 319.767,00
Vorjahr € 443.661,00

Der Rückgang dieser Bilanzposition in Höhe von T€ 124 betrifft im vollen Umfang die Auflö-

sung der Baukostenzuschüsse.  

C. Rückstellungen € 391.783,88
Vorjahr € 189.100,00

1. Steuerrückstellungen € 39.733,88
Vorjahr € 0,00
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Es handelt sich um Rückstellungen für Körperschaft, Solidaritätszuschlag und Gewerbe-

steuer 2016

2. Sonstige Rückstellungen € 352.050,00
Vorjahr € 189.100,00

31.12.2016
€

31.12.2015
€

Rückstellung Gebühren-Überdeckung 185.750,00 0,00

Sonstige Rückstellungen 146.300,00 153.100,00

Rückstellungen für ausstehende Rechnungen 20.000,00 36.000,00

352.050,00 189.100,00

Nach dem § 5 NKAG  ist eine Kostenüberdeckung den Gebührenzahlern innerhalb des

nächsten Kalkulationszeitraumes zurück zu gewähren. Aus diesem Grund musste wegen

der Nachkalkulation die  Bildung einer Rückstellung für die Gebühren-Überdeckung im Jah-

resabschluss 2016 erfolgen.

D. Verbindlichkeiten € 2.746.579,47
Vorjahr € 2.669.832,95

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten € 661.095,48
Vorjahr € 706.626,53

Es handelt sich zum Bilanzstichtag um zwei Darlehen. Im Berichtsjahr wurde ein Darlehen

bei der Kreissparkasse Melle vollständig getilgt.

  

2. Erhaltene Anzahlungen auf Wasserlieferungen € 1.711.751,31
Vorjahr € 1.570.912,00

Unter dieser Bilanzposition werden die erhaltenen Abschläge aus Wasserlieferungen aus-

gewiesen, die zum Bilanzstichtag aufgrund der rollierenden Ablesung eine Abrechnung im

laufenden Geschäftsjahr erhalten haben.
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3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen € 111.840,94

Vorjahr € 120.274,39

4. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Melle € 228.414,73
Vorjahr € 244.327,14

5. Sonstige Verbindlichkeiten € 33.477,01
Vorjahr € 27.692,89

Summe der Passivseite € 10.581.034,83

Vorjahr: € 10.198.879,39
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B. GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

1. Umsatzerlöse € 3.233.988,05
Vorjahr € 2.910.782,08

2016
€

2015
€

Wasserverkauf 3.037.486,65 2.771.180,13

Nebengeschäft 72.607,40 18.207,91

Entnahme Baukostenzuschüsse 123.894,00 121.394,04

3.233.988,05 2.910.782,08

Das Wassergeld verteilt sich auf:

2016 2015
m³ € m³ €

Tarifabnehmer

Verbrauchsgebühren 1.933.640 2.258.285,92 1.892.682 2.109.522,86

Gundgebühren 0 725.425,64 0 615.661,77

Bereitstellungsgebühren 0 20.508,00 0 20.508,00

1.933.640 3.004.219,56 1.892.682 2.745.692,63

Sonderabnehmer

Bauwasser etc. 25.409 33.267,09 17.634 25.487,50

1.959.049 3.037.486,65 1.910.316 2.771.180,13

Die Änderung der Nebengeschäfte ist auf die Umbuchung des Kontos der Hebedienst Er-

stattung in Höhe von T€ 53 von den sonstigen betrieblichen Erträgen zu den Umsatzerlösen

(Anpassung an BilRuG) zurückzuführen.

Im Jahr 2016 sind insgesamt 1.823.750 cbm Wasser gefördert worden (Vorjahr: 1.723.390

cbm). Der prozentuale Wasserverlust wurde mit 8,0% angesetzt.
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2. Andere aktivierte Eigenleistungen € 28.156,25
Vorjahr € 22.310,43

3. Sonstige betriebliche Erträge € 48.416,42
Vorjahr € 69.514,35

Die Veränderung gegenüber dem Vorjahr betrifft u.a. die zuvor genannte Umbuchung des

Kontos der Hebedienst-Erstattung sowie den Anstieg der periodenfremden Erträge von

T€ 14 auf T€ 42, aufgrund von Stromsteuererstattungen nach § 10 des Stromsteuergeset-

zes der Jahre 2014 und 2015. 

4. Materialaufwand € 957.099,01
Vorjahr € 959.639,81

2016
€

2015
€

Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und

für bezogene Waren 516.581,10 517.367,03

Aufwendungen für bezogene Leistungen 440.517,91 442.272,78

957.099,01 959.639,81



Wasserwerk der Stadt Melle Anlage 5
 Blatt   13

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe und für bezogene Waren € 516.581,10

Vorjahr € 517.367,03

2016
€

2015
€

Strombezug 169.487,78 157.452,33

Brenn- und Schmierstoffe 9.119,62 7.069,77

Materialverbrauch 337.973,70 352.844,93

516.581,10 517.367,03

Unter Materialverbrauch wird unter anderem der Fremdbezug von Trinkwasser

(€ 280.822,67; Vorjahr € 283.764,87) ausgewiesen. Mit Wirkung zum 01.01.2013 hat das

Wasserwerk mit dem Wasserbeschaffungsverband Kreis Herford-West eine Vereinbarung

über einen festen Fremdwasserbezug getroffen. Danach verpflichtet sich das Wasserwerk,

jedes Jahr eine Mindestmenge von 300.000 Kubikmeter Wasser abzunehmen und zu be-

zahlen.

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen € 440.517,91
Vorjahr € 442.272,78

Sie betreffen hauptsächlich die durch Fremdfirmen ausgeführten Unterhaltungsarbeiten an

den Wassergewinnungs- und verteilungsanlagen. Des Weiteren sind im Berichtsjahr für

Trinkwasseruntersuchungen insgesamt € 24.313,29 (Vorjahr: € 19.709,60) angefallen.
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5. Personalaufwand € 672.258,98
Vorjahr € 633.664,23

2016
€

2015
€

Löhne und Gehälter 513.253,43 482.242,55

Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 159.005,55 151.421,68

672.258,98 633.664,23

Die Veränderung des Postens Löhne und Gehälter ist insbesondere auf den Rückgang der

Auflösung der Rückstellung für Altersteilzeit von -T€ 42 in 2015 auf -T€ 19 in 2016 zurück-

zuführen.

6. Abschreibungen € 564.823,61
Vorjahr € 576.218,14
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7. Sonstige betriebliche Aufwendungen € 771.250,85
Vorjahr € 593.679,71

2016
€

2015
€

Konzessionsabgabe 200.000,00 200.000,00

Gebührenüberdeckungen 185.750,00 0,00

Wasserentnahmegebühr 129.254,25 129.254,25

Hebedienstkosten 127.793,04 124.216,08

Beiträge und Versicherungsprämien 35.721,53 35.376,21

Forderungsverluste 14.100,90 93,46

Finanzhilfen zum Trinkwasserschutz 14.006,00 33.587,39

Prüfungs- und Beratungskosten 13.409,62 20.807,70

Bürobedarf 10.421,61 9.124,98

Verwaltungskostenbeitrag 6.650,00 6.650,00

Schulungs- und Fortbildungskosten 4.547,20 2.890,58

Bücher und Zeitschriften 4.209,95 3.358,86

Porto und Telefongebühen 3.857,48 3.399,91

Sitzungsgelder 1.779,67 2.572,98

Bewirtungskosten 1.320,62 2.157,96

Müll- und Kanalgebühren 1.129,08 1.084,04

Sonstiges 17.299,90 19.105,31

771.250,85 593.679,71

Ausschlaggebend für den hohen Anstieg der Forderungsverluste ist eine noch offene

Rechnung über Wassergeld und Kanalgebühren eines Kunden in Höhe von T€ 13.

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge € 109,76
Vorjahr € 110,74
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9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen € 24.749,28
Vorjahr € 35.620,81

2016
€

2015
€

Zinsaufwand für Darlehen 21.949,28 24.420,81

Zinsaufwand für Rückstellungen 2.800,00 11.200,00

24.749,28 35.620,81

10. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit € 320.488,75
Vorjahr € 203.894,90

11. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag € 91.895,69
Vorjahr € 56.089,15

2016
€

2015
€

Körperschaftsteuer 47.167,45 29.372,70

Solidaritätszuschlag 2.594,24 1.615,45

Gewerbesteuer 42.134,00 25.101,00

91.895,69 56.089,15

12. Sonstige Steuern € 1.974,02
Vorjahr € 1.902,80

13. Jahresüberschuss € 226.619,04
Vorjahr € 145.902,95
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Rec htlic he Verhältnisse

N ame d es Eigenbetriebs : W as s erwerkd erS tad tM elle

W irts c hafts jahr:

W irts c hafts jahris td as Kalend erjahr

S atzu ng:

Im B eric hts jahrgaltd ie B etriebs s atzu ng vom 0 1 . 0 7 . 2 0 11 .

A u fgabe:

A u fgabe d es Eigenbetriebs is td ie Vers orgu ng d er B evölkeru ng mitTrinkwas s er. D er

Eigenbetrieb s ollgemäß d erzu m P rü fu ngs zeitpu nktvorliegend en S atzu ng nac h d em

P rinzipd erKos tend ec ku ngarbeiten.

B etriebs leiter

H errKlau s L eimbroc k

Vertretu ng:

D erB etriebs leitervertrittd en B etrieb innerhalb s eines A u fgabenbereic hes u nd im Ü bri-

gen d erhau ptamtlic he B ü rgermeis terd erS tad tM elle.

S tammkapital:

D as S tammkapitald es Eigenbetriebs beträgt€ 3. 50 0 . 0 0 0 , 0 0 . D as W as s erwerk d er

S tad tM elle wird als organis atoris c h, verwaltu ngs mäßig u nd finanzwirts c haftlic h ges on-

d ertes wirts c haftlic hes Unternehmen ohne eigene Rec hts pers önlic hkeit(Eigenbetrieb)

d erS tad tM elle gefü hrt.
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B etriebs au s s c hu s s :

D em B etriebs au s s c hu s s gehören elfM itglied erd es Rates d erS tad tM eile, vierVertre-

terd es B etriebes u nd ein D elegierterd erVERD Ian.

B ezü glic h d erZu s ammens etzu ng d es B etriebs au s s c hu s s es verweis en wirau f d ie A n-

gaben d es Eigenbetriebs im A nhang.

Vorjahres abs c hlu s s

D ie ord entlic he Vers ammlu ngd es Rates d erS tad tM elle hatam 14. 0 6. 2 0 16 d en vom

B etriebs leiterau fges tellten Jahres abs c hlu s s zu m 31 . 1 2 . 2 0 15 fes tges telltu nd d em

B etriebs leiterfü rd as Ges c häfts jahr20 15 Entlas tu ngerteilt.

D erJahres abs c hlu s s zu m 31 . 1 2 . 2 0 15 eins c hließlic hL ageberic htwu rd e zu rEins ic htin

d en Ges c häfts räu men d es W as s erwerkes öffentlic hau s gelegt.

Vers ic heru ngs s c hu tz:

D erVers ic heru ngs s c hu tz wird d u rc hd en Eigenbetrieb ü berwac ht. O b allen W agnis s en

au s reic hend Rec hnu nggetragen wird , is tnic htGegens tand d erA bs c hlu s s prü fu ng. D ie

P rämien wu rd en, s oweitwirprü ften, termingerec htentric htet. D ie S tad tM elle is tM it-

glied beim Kommu nalen S c had ens au s gleic hin H annover.

S teu erlic he Verhältnis s e

Zu s tänd iges Finanzamt O s nabrü c kerL and

S teu er-N r. 65/20 0 /0 50 7 3

Veranlagu ngen Körpers c haft-, Gewerbe-, u nd Ums atz-

s teu erbis eins c hließlic h20 15
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Tec hnisc h-wirtsc haftlic he Verhältnisse

Tec hnisc he Gru nd lagen

D ie W as s ergewinnu ng u nd -au fbereitu ngerfolgen u nveränd ertin eigenen A nlagen.

D ie nac hs tehend en D aten s ind d en Unterlagen d es W as s erwerkes entnommen.

2 0 16 20 15

Vers orgu ngs anlagen

Fas s u ngs vermögen

7 H oc hbehälter c bm 8 . 38 5, 0 0 8 . 38 5, 0 0

3 Tiefbehälter c bm 1 . 0 65, 0 0 1 . 0 65, 0 0

L eitu ngs netz km 359, 67 359, 67

H au s ans c hlü s s e S tü c k 11 . 2 8 7 1 1 . 192

W as s erzähler S tü c k 12 . 395 12 . 30 5

W as s erförd eru ng c bm 1 . 8 23. 7 50 1 . 7 23. 390

Fremd was s erbezu g c bm 30 5. 651 30 8 . 8 61

W as s erabgabe c bm 1 . 959. 0 49 1 . 91 0 . 316

L eitu ngs verlu s te c bm 1 7 0 . 352 121 . 935

% 8 , 0 0 6, 0 0

D u rc hs c hn. Tages abgabe c bm 5. 352 , 59 5. 233, 7 4

In d en au s gewies enen ges c hätzten W as s erverlu s ten s ind au c h d ie M engen fü rRohr-

netzs pü lu ngen u nd fü rFeu erlös c hzwec ke enthalten.
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Es erfolgten d ie gemäß d er Trinkwas s erverord nu ng notwend igen bakteriologis c hen

u nd c hemis c hen W as s eru nters u c hu ngen.

D ie monatlic hen W as s erproben werd en von d erEu rofins UmweltN ord GmbH , O s n-

abrü c k, analys iert.

D ie Unters u c hu ngen haben in 20 16 keine nennens werten B eans tand u ngen ergeben.

W irtsc haftlic he Verhältnisse

D ie Verbrau c hs abrec hnu ng -mitA u s nahme d ers c hwerables baren Zähler-wird von

d erinnogy S E Es s en, Vertriebs nied erlas s u ng, O s nabrü c k, d u rc hgefü hrt, d ie au c h d ie

Res teverwaltu ng u nd d as M ahnwes en betreibt.

D ie Verbrau c hs abrec hnu ngerfolgtjährlic hin Form d es rollierend en Verfahrens

Es werd en d en Ku nd en 12 A bs c hlags zahlu ngen nac h M aßgabe d es Vorjahres verbrau -

c hes in Rec hnu ngges tellt. A ns c hließend erfolgtd ie S c hlu s s rec hnu ng.

A b d em 0 1 . 0 1 . 2 0 16 beträgtd ie Verbrau c hs gebü hr€ 1 , 26/c bm (i. Vj: EUR 1 , 1 2/c bm). A b

d em 0 1 . 0 1 . 2 0 16 wu rd en d ie Gru nd gebü hren fü rd en kleins ten Zähler(N ennbelas tu ng

bzw. N ennweite von Q n 2 , 5)au f€ 4, 8 2 (i. Vj. € 3, 8 5)monatlic hangehoben.

Fü rGru nd s tü c ke, d ie an d as öffentlic he W as s ervers orgu ngs netz anges c hlos s en wer-

d en können, wird ein W as s ervers orgu ngs beitrag erhoben. D erB eitrag wird nac h d em

Ges amtanlagenprinzip ermittelt u nd betru g in 20 16 je qm B eitrags fläc he € 4, 2 1

(i. Vj: € 4, 0 6/qm).
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D ie H au s ans c hlu s s kos ten werd en u nterB erü c ks ic htigu ng angemes s enerGemeinkos -

tenzu s c hläge zu d en S elbs tkos ten berec hnet.

Zu rD ars tellu ng d erwirts c haftlic hen Entwic klu ng d es W as s erwerkes haben wirfolgen-

d e Kennzahlen fü reinen Zeitrau m von vierJahren d arges tellt:

20 16

T€

20 15
T€

20 14
T€

20 13
T€

Ums atzerlös e 3. 234 2 . 91 1 2 . 963 3. 0 1 1

Ges amtleis tu ng 3. 31 1 3. 0 0 3 3. 0 57 3. 0 8 9

P ers onalau fwand 67 2 634 634 60 4

A bs c hreibu ngen 565 57 6 58 0 58 7

Ergebnis d ergewöhnlic hen Ge-
s c häfts tätigkeit 320 20 4 1 8 5 416

Jahres ü bers c hu s s 22 7 146 12 8 30 3

Inves titionen 413 313 640 1 . 0 46

Gekü rztes A nlagevermögen* 7 . 1 0 3 7 . 133 7 . 2 7 4 7 . 160

L iq u id e M ittel 929 530 264 58 0

Eigenkapital 7 . 1 23 6. 8 96 6. 7 50 6. 62 2

Verbind lic hkeiten gegenü ber .
Kred itins titu ten 661 .

.
7 0 7 7 64 8 23

Gekü rzte B ilanzs u mme

(. /. S ond erpos ten; . /. Erhaltene
A nzahlu ngen)

8 . 549 8 . 1 8 4 8 . 1 23 8 . 230

A nlagevermögens intens ität/-
qu ote 8 3, 0 9 8 7 , 1 4 8 9, 56 8 7 , 0 0

Eigenkapitalintens ität/-qu ote 8 3, 32 8 4, 16 8 3, 1 0 8 0 , 46

Fremd kapitalintens ität/-qu ote 16, 68 15, 8 4 16, 90 19, 54

A nlagenfinanzieru ngs grad 10 0 , 2 8 96, 7 0 92 , 8 0 92 , 49

L iq u id ität1 . Grad es 121 , 42 91 , 14 68 , 7 6 63, 1 8



W as s erwerkd erS tad tM elle A nlage 7
B latt 4

Eigenkapitalrentabilität 3, 29 2 , 96 2 , 7 4 6, 2 8

Ums atzrentabilität 7 , 0 1 7 , 0 1 6, 24 13, 8 2

Ges amtrentabilitätbeigekü rzterB S 2 , 66 2 , 49 2 , 2 8 5, 0 5

P ers onalintens ität* * 2 0 , 30 21 , 1 1 2 0 , 7 4 19, 55

Zahld erM itarbeiter 12 13 13 13

* gekü rztes A nlagevermögen =A nlagevermögen –Empfangene Ertrags zu s c hü s s e

* * P ers onalintens ität=P ers onalau fwand /Ges amtleis tu ngx 10 0
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FES TS TEL L UNGEN IM RA H M EN D ER P RÜ FUNG NA C H § 53 H GrG

gemäß ID W P rü fu ngs s tand ard P S 7 2 0 (S tand 0 9. 0 9. 2 0 1 0 )

1 . O rd nu ngsm äßigkeitd erGesc häftsfü hru ngsorganisation

Fragenkreis 1 : Tätigkeit von Ü berwac hu ngsorganen u nd Gesc häftsleitu ng sowie
ind ivid u alisierte O ffenlegu ng d erO rganbezü ge

1a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die

Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisun-

gen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzern-

leitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unter-

nehmens bzw. des Konzerns?

N ac h § 6 (1)d erB etriebs s atzu ng in d erFas s u ng vom 29. 0 6. 2 0 11 kann d erB ü rgermeis terd er

S tad tM elle d erB etriebs leitu ngW eis u ngen erteilen.

N ac h § 4 (1) d er B etriebs s atzu ng wird vom Ratd er S tad tM elle ein B etriebs leiter bes tellt. Er

leitetd en B etrieb nac h § 4 (2)d erB etriebs s atzu ngs elbs tänd ig u nd fü hrtd ie lau fend en Ges c häf-

te.

D ie Zu s tänd igkeitd es B etriebs au s s c hu s s es regelt§ 5 (3)d erB etriebs s atzu ng.

D ie S tu nd u ng, d erErlas s u nd d erA bs c hlu s s von au ßergeric htlic hen Vergleic hen beieinereine

bes timmte W ertgrenze ü bers teigend en Ford eru ng obliegen nac h § 5 (3) d er B etriebs s atzu ng

d em B etriebs au s s c hu s s .

D es W eiteren s ind d em B etriebs au s s c hu s s nac h § 5 (3)N r. 5 d erB etriebs s atzu ng fü rd ie d er

B es c hlu s s fas s u ng d es S tad trates d er S tad tM elle u nterliegend en A ngelegenheiten in d ringen-

d en Fällen Ents c heid u ngs befu gnis s e zu gewies en.

D ies e A u fgaben d er B etriebs leitu ng u nd d ie Einbind u ng d es B etriebs au s s c hu s s es in d ie

Ents c heid u ngs prozes s e s ind s ac hgerec ht.
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1b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden

Niederschriften hierüber erstellt?

Im W irts c hafts jahr 20 16 fand en 2 S itzu ngen d es B etriebs au s s c hu s s es d es W as s erwerks d er

S tad tM elle s tatt; hierü ber wu rd en N ied ers c hriften ers telltu nd in d er näc hs ten A u s s c hu s s s it-

zu ng genehmigt. A m 0 3. 1 2 . 2 0 15 wu rd en d erW irts c hafts plan fü rd ie W irts c hafts jahre 20 16 u nd

20 1 7 u nd d ie Fes ts etzu ng d er A bgaben fü r d ie B enu tzu ng d er W as s ervers orgu ngs einric htu n-

gen d erS tad tM elle d u rc hd en Ratbes c hlos s en.

1c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Absatz 1 Satz 5 des AktG

sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

D erjeweilige amtierend e B ü rgermeis teris ts tänd iges M itglied im A u fs ic hts ratd erW ohnu ngs bau

Grönegau GmbH . D erB etriebs leiterH errL eimbroc kis tin keinem A u fs ic hts ratvertreten.

1d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individualisiert

im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezoge-

nen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein,

wie wird dies begründet?

Gemäß § 20 S atz 2 EigB etrVO N d s . find en fü rd en A nhang d es Eigenbetriebs d ie Vors c hriften

d es d ritten B u c hes d es H and els ges etzbu c hes s inngemäß A nwend u ng, s oweits ic h au s d er

EigB etrVO N d s . nic hts and eres ergibt. Gemäß d en Größenkriterien d es § 267 A bs . 1 H GB is t

d as W as s erwerk d er S tad tM elle einer kleinen Kapitalges ells c haftgleic hzu s etzen. Gemäß §

2 8 8 A bs . 1 H GB brau c hen kleine Kapitalges ells c haften keine A ngaben zu d en Vergü tu ngen d er

O rganmitglied erim A nhang mac hen. D a d ie EigB etrVO N d s . d en § 2 8 8 A bs . 1 H GB wed erein-

s c hränktnoc h au s s c hließt, wu rd e d ies e B efreiu ngs vors c hriftfü rd as W as s erwerkd erS tad tM el-

le analogangewend et.
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2 . O rd nu ngsm äßigkeitd es Gesc häftsfü hru ngsinstru m entariu m s

Fragenkreis 2 : A u fbau -u nd ablau forganisatorisc he Gru nd lagen

2a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus

dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich

sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Ers tmalig wu rd e in 20 0 7 wu rd e fü r d as W as s erwerk d er S tad tM eile ein H and bu c h fü r d as

Tec hnis c he S ic herheits management(TS M )ers tellt. D ies es H and bu c h wird regelmäßig ü berar-

beitetu nd enthältu mfangreic he Regelu ngen zu d en B ereic hen O rganis ation, A nlage d erW as -

s ervers orgu ng, P lanu ng u nd B au d ertec hnis c hen A nlagen u nd d es Trinkwas s ernetzes , B etrieb

d erW as s ervers orgu ng, A rbeiten D ritter, Q u alitäts s ic heru ng u nd A rbeits s ic herheitu nd Ges u nd -

heits s c hu tz. Ergänztwird d as H and bu c h d u rc h A rbeits anweis u ngen u nd Formu lare.

2b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?

N ein, es haben s ic h keine A nhalts pu nkte d afü rergeben, d as s nic htnac h d em O rganis ations -

plan verfahren wu rd e.

2c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumentiert?

S oweitFu nktions trennu ngen im O rganis ations plan vorges ehen s ind , werd en d ies e beac htet.

Von d erEinhaltu ngd erents prec hend en Vors c hriften haben wiru ns in S tic hproben ü berzeu gt.
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2d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse

(insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und -

gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden?

D er B etriebs au s s c hu s s ents c heid etnac h § 5 (3) d er B etriebs s atzu ng ü ber d ie Vergabe von

A u fträgen fü r L ieferu ngen u nd L eis tu ngen s owie d ie Zu s timmu ng zu s ons tigen Verträgen bei

einem im Einzelfalld en u m € 25. 0 0 0 ü bers teigend en Gegens tand s wert.

D ie S tad tM elle ents c heid etü berEins tellu ngen u nd Entlas s u ngen d erM itarbeiter. D as Kred it-

wes en wird im Rahmen d es W irts c hafts planes abgewic kelt.

A nhalts pu nkte d afü r, d as s d ies e Ric htlinien nic hteingehalten wu rd en, haben s ic h nic hterge-

ben.

2e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksverwaltung,

EDV)?

S ämtlic he Verträge werd en ord nu ngs gemäß d oku mentiert.

Fragenkreis 3: P lanu ngswesen, Rec hnu ngswesen, Inform ationssystem u nd C ontrolling

3a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung der

Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den Bedürfnissen des

Unternehmens?

D as P lanu ngs wes en (W irts c haft-u nd Finanzplan) ents pric htd en B ed ü rfnis s en d es Unterneh-

mens .

3b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

N ac h A u s ku nftd erB etriebs leitu ng werd en wes entlic he P lanabweic hu ngen s ys tematis c h u nter-

s u c htu nd au s gewertet.



W as s erwerkd er A nlage 8
S tad tM elle B latt 5

3c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den

besonderen Anforderungen des Unternehmens?

D as nac h d en hand els rec htlic hen bzw. d en eins c hlägigen Vors c hriften d er Eigenbetriebs -

verord nu ng au fgebau te Rec hnu ngs wes en ents pric htd erGröße u nd d en bes ond eren A nford e-

ru ngen d es Unternehmens .

3d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquiditätskon-

trolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

D ie L iq u id itätwird d u rc h M itarbeiter d er Finanzbu c hhaltu ng, d ie d em B etriebs leiter beric hten,

lau fend ü berwac ht.

3e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich

Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind?

Ein zentrales C as h-M anagementis tnic hteingeric htet.

3f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch

das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effek-

tiv eingezogen werden?

D ie Verbrau c hs abrec hnu ng wird -bis au fs ehrwenige A u s nahmen -von d erinnogy S E Es s en,

Vertriebs nied erlas s u ngO s nabrü c k, d u rc hgefü hrt.

B eid erVerbrau c hs abrec hnu ngwird d as rollierend e Verfahren angewand t.

D en Ku nd en werd en nac h M aßgabe d es Vorjahres verbrau c hs 1 2 A bs c hlags zahlu ngen in Rec h-

nu ngges tellt.

D as M ahnwes en u nd d ie Verwaltu ng von Res tford eru ngen werd en ebenfalls d u rc h d as o. g.

Unternehmen betrieben.
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3g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es alle

wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Ein eigens tänd iges C ontrolling is tnic hteingeric htetu nd in A nbetrac htd erGröße d es B etriebes

u ns ererM einu ng nac h au c h nic htzwingend erford erlic h. Es erfolgen jed oc h regelmäßige Ü ber-

wac hu ngen d es B etriebs ablau fs u nd d es P lanu ngs wes ens d u rc hd en B etriebs leiter.

3h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der

Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

D as W as s erwerkM elle hatkeine Toc hteru nternehmen.

Fragenkreis 4: Risikofrü herkennu ngssystem

4a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und

Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden

können?

N ac h § 2 (1)d erB etriebs s atzu ng liegtd erZwec kd es B etriebes in d erVers orgu ng d erB evölke-

ru ngmitTrinkwas s er.

Einem möglic hen A u s falleinzelnerB ru nnen zu rTrinkwas s erförd eru ng wird miteinem alle O rts -

teile verbind end en Rings ys tem an L eitu ngen begegnet. Fü r d en A u s fallmehrerer B ru nnen is t

ein grenzü bers c hreitend es N otvers orgu ngs s ys tem zu m W as s erbes c haffu ngs verband Kreis

H erford -W es terric htetword en. H ierd u rc h können im N otfallbis zu 38 % d ererford erlic hen W as -

s ermenge bereitges telltwerd en. Im Ü brigen verweis en wirau f d as in 20 0 7 ers tellte H and bu c h

„Tec hnis c hes S ic herheits managementTS M " u nd d ie d ortbenannten Verfahrens anweis u ngen

(s . au c hFragenkreis 2 a).

In 2 0 0 8 wu rd e von einer beau ftragten Ingenieu rges ells c haftein integriertes Vers orgu ngs kon-

zeptfü r d ie W as s ervers orgu ng d es M eller Rau mes bis 20 25 ers tellt. In d ies er S tu d ie wu rd en

M aßnahmen u nd Empfehlu ngen fü rd ie S anieru ngtec hnis c herA nlagen s owie d ie Umges taltu ng

weitererbetrieblic herA bläu fe au fgezeigt.
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S eit20 0 9 werd en d ie Empfehlu ngen d ies erS tu d ie u mges etzt. In d erZu ku nfts ollen d ies e Vor-

s c hläge weiterhin d ifferenziertu nd nac h P rioritäten ges taffeltu mges etztwerd en.

4b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich

Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

D ie organis atoris c hen M aßnahmen reic hen gru nd s ätzlic h au s , ihren Zwec kzu erfü llen. A nhalts -

pu nkte d afü r, d as s d ies e M aßnahmen nic htd u rc hgefü hrtwerd en, haben s ic h nic htergeben. D ie

tec hnis c hen M aßnahmen au s d em Vers orgu ngs konzeptwerd en nac h D ringlic hkeits s tu fen ver-

wirklic ht.

4c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Eine ges ond erte D oku mentation eines s o benannten Ris ikomanagements ys tems is tin A bhän-

gigkeitvon Größe u nd Komplexitätd er Ges ells c haftgru nd s ätzlic h nic htnotwend ig. A u s d en

vorgelegten Unterlagen is taber d ie gru nd legend e Verfahrens weis e d es Ris ikomanagements

nac hvollziehbar. H ier is tins bes ond ere au f d as in 20 0 7 ers tellte H and bu c h zu m Tec hnis c hen

S ic herheits managementhinzu weis en.

Fernerd oku mentiertd as beau ftragte Vers orgu ngs konzeptzu kü nftigen H and lu ngs bed arf.

4d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem

aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und

angepasst?

s . 4 a)–4 c ).
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Fragenkreis 5: Finanzinstru m ente, and ere Term ingesc häfte, O ptionen
u nd D erivate

5a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumenten

sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten festgelegt? Dazu gehört:

Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?

Welche Produkte dürfen eingesetzt werden?

Mit welchen Partnern/Instrumente dürfen diese Produkte bis zu welchen Beträgen eingesetzt

werden?

Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und in welchem Umfang dürfen offene Posten

entstehen?

Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließlich zulässig

sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen)?

D erEins atz von Finanzins tru menten s owie and eren Terminges c häften, O ptionen u nd D erivaten

hatbis langnic hts tattgefu nd en.

5b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen

und zur Risikobegrenzung?

Zins d erivate werd en nic hteinges etzt.

5c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumentarium

zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf

 Erfassung der Geschäfte

 Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse

 Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung

 Kontrolle der Geschäfte?

Es bed arfkeines ents prec hend en Ins tru mentariu ms , d a relevante Ges c häfte nic htvorliegen.
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5d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatge-

schäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?

D erEins atz von D erivatges c häften hatnic hts tattgefu nd en.

5e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?

B es ond ere A rbeits anweis u ngen waren nic htnotwend ig, d a d erEins atz von D erivatges c häften

au c hkü nftignic htvorges ehen is t.

5f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen

Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

D a d erEins atz von Finanzins tru menten u nd and eren Terminges c häften, O ptionen u nd D eriva-

ten nic hterfolgtis t, gibtes keine offenen P os ten, ü berd ie d erB etriebs leiterinformiertwerd en

mü s s te.

Fragenkreis 6: Interne Revision

6a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revisi-

on/Konzernrevision? Besteht diese als selbständige Stelle oder wird diese Funktion durch eine

andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Eine ges ond erte S telle „Interne Revis ion" is tnic hteingeric htet. W irhalten d ie Einric htu ng einer

s olc hen S telle u nterB erü c ks ic htigu ng d erGröße d es Eigenbetriebes au c h nic htfü rerford erlic h.

D ie D u rc hfü hru ng von A u fgaben einer internen Revis ion obliegtd em Rec hnu ngs prü fu ngs amt

d erS tad tM elle.
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6b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Konzern?

Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Entfällt, s . 6a). D ie Gefahrvon Interes s enkonflikten bes tehtu . E . nic ht.

6c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzernrevision

im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen

(z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat die Inter-

ne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche

Revisionsberichte vor?

D ie Tätigkeits s c hwerpu nkte lagen im A bgleic h von B es tand s konten (liq u id e M ittel). D ie erford er-

lic he Trennu ng u nvereinbarerFu nktionen wu rd e im Rahmen d erexternen Jahres abs c hlu s s prü -

fu nggeprü ft.

P rü fu ngen betreffend Korru ptions prävention s ind bis hernic hterfolgt.

6d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?

N ein, A bs timmu ngen hierzu s ind nic hterfolgt.

6e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche

handelt es sich?

M ängels ind nic htfes tges telltword en.
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6f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen

Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/Konzernrevision die

Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Entfällt, s . 6e).

3. O rd nu ngsm äßigkeitd erGesc häftsfü hru ngstätigkeit

Fragenkreis 7 : Ü bereinstim m u ng d er Rec htsgesc häfte u nd M aßnahm en m it Gesetz,
S atzu ng, Gesc häftsord nu ng, Gesc häftsanweisu ng u nd bind end en
B esc hlü ssen d es Ü berwac hu ngsorgans

7a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans

zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?

D erB etriebs leiterhatents prec hend § 3 (2)d erEigenbetriebs verord nu ng vom 27 . Janu ar20 1 1

d em B etriebs au s s c hu s s ü ber d ie Entwic klu ng d er A u fwend u ngen u nd Erträge u nd ü ber d ie

A bwic klu ng d es Vermögens plans einen Zwis c henberic htim Rahmen d erB etriebs au s s c hu s s s it-

zu ngen ers tattet.

D ie Kompetenzvorbehalte d es B etriebs au s s c hu s s es nac h § 5 (3)d erB etriebs s atzu ng wu rd en

d u rc hd en B etriebs leiterbeac htet.

7b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsor-

gans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Kred ite an M itglied erd erB etriebs leitu ngod erd es B etriebs au s s c hu s s es wu rd en nic htgewährt.
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7c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen

ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden

sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Uns ere P rü fu ng hatkeine A nhalts pu nkte d afü rergeben, d as s ans telle zu s timmu ngs bed ü rftiger

M aßnahmen ähnlic he, aber nic ht als zu s timmu ngs bed ü rftig behand elte M aßnahmen vor-

genommen word en s ind .

7d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz,

Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Über-

wachungsorgans übereinstimmen?

D ie Ges c häfte u nd M aßnahmen s timmen mitGes etz, S atzu ngetc . ü berein.

Fragenkreis 8 : D u rc hfü hru ng von Investitionen

8a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle

Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

D ie Realis ieru ng von Inves titions maßnahmen wird nac h Kos tenges ic hts pu nkten geprü ft. D ie

d u rc hzu fü hrend en B au maßnahmen werd en au s ges c hrieben.

8b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht

ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z. B.

bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?

A nhaltpu nkte d ies erA rthaben s ic hnic htergeben.



W as s erwerkd er A nlage 8
S tad tM elle B latt 13

8c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht

und Abweichungen untersucht?

A u s d en vorgelegten Unterlagen (B eric hters tattu ng an d en B etriebs au s s c hu s s s owie P rotokolle

d erS itzu ngen)ergibts ic h, d as s Inves titionen lau fend ü berwac htu nd A bweic hu ngen u nters u c ht

werd en.

8d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn

ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Uns ere P rü fu ng hatkeinen H inweis d arau f ergeben, d as s wes entlic he Inves titions ü bers c hrei-

tu ngen s tattgefu nd en haben.

8e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Fü rd ies e A nnahme gibtes keine A nhalts pu nkte.
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Fragenkreis 9: Vergaberegelu ngen

9a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB, VOL,

VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Vers töße gegen d ie o. g. B es timmu ngen haben wirnic htfes tges tellt.

9b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote

(z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Fü r Ges c häfte, d ie nic htd en Vergaberegelu ngen u nterliegen, werd en bis au f A u s nahmen,

gru nd s ätzlic hkeine Konku rrenzangebote eingeholt.
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Fragenkreis 10 : B eric hterstattu ng an d as Ü berwac hu ngsorgan

10a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

D erB etriebs leiterhatd em B etriebs au s s c hu s s in zweiS itzu ngen im Jahr20 16 regelmäßig B e-

ric hters tattet.

10b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-

mens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

N ac h d en einges ehenen S itzu ngs u nterlagen u nd -protokollen vermitteln d ie B eric hte einen zu -

treffend en Einblic kin d ie wirts c haftlic he L age d erGes ells c haft.

10c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah

unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß ab-

gewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlas-

sungen vor und wurde hierüber berichtet?

N ac h u ns eren Fes ts tellu ngen wu rd e d erB etriebs au s s c hu s s ü berwes entlic he Vorgänge zeitnah

u nterric htet.

Ungewöhnlic he od er nic htord nu ngs gemäß abgewic kelte Ges c häfts vorfälle, Fehld is pos itionen

od er wes entlic he Unterlas s u ngen haben wir anläs s lic h u ns erer P rü fu ng nic htfes tges tellt, s o

d as s keine N otwend igkeitd erB eric hters tattu ngbes tand .

10d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen

besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

B es ond ere W ü ns c he wu rd en von d en Ü berwac hu ngs organen nic htgeäu ßert.
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10e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder

unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Es gibtkeinen A nhalts pu nkt, d as s d ie B eric hts ers tattu ngnic htin allen Fällen au s reic hend war.

10f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden

Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert?

Eine D & O -Vers ic heru ng wu rd e nic htabges c hlos s en.

10g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans

gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden?

Interes s enkonflikte d ies erA rtwu rd en nic htgemeld et.

Fragenkreis 11 : Ungewöhnlic he B ilanzposten u nd stille Reserven

11a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Es bes tehtkein offenku nd ignic htbetriebs notwend iges Vermögen.

11b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

D ie B es tänd e s ind wed erau ffallend hoc hnoc hnied rig.
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11c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den

bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstän-

de wesentlich beeinflusst wird?

A nhalts pu nkte fü rs tille Res erven od ers tille L as ten haben s ic hnic htergeben.

Fragenkreis 12 : Finanzieru ng

12a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusammen?

Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtungen

finanziert werden?

B ezü glic h d er Kapitals tru ktu r verweis en wir au f Glied eru ngs pu nkt4. 3. 1 u ns eres P rü fu ngs be-

ric htes . Fü r20 1 7 is tnac h d erd erzeitigen P lanu ng eine teilweis e Fremd finanzieru ng d erInves ti-

tionen erford erlic h.

12b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditaufnah-

men wesentlicher Konzerngesellschaften?

D as W as s erwerkis tnic htin einen Konzern eingebu nd en. A ls Eigenbetrieb d erS tad tM elle wird

es jed oc hin d en kons olid ierten Ges amtabs c hlu s s d erS tad tM elle mitau fgenommen.

12c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der

öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen

Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Im B eric hts jahrhatd erEigenbetrieb keine M ittelod erGarantien d eröffentlic hen H and erhalten.
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Fragenkreis 13: Eigenkapitalau sstattu ng u nd Gewinnverwend u ng

13a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung?

D as W as s erwerkverfü gtü bereine angemes s ene Eigenkapitalau s s tattu ng.

13b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der

wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

D ie B etriebs leitu ng s c hlägtvor, d en Jahres ü bers c hu s s 2 0 16 au f neu e Rec hnu ng vorzu tragen.

D ies erVors c hlag s tehtnac h u ns ererA u ffas s u ng im Einklang mitd erwirts c haftlic hen L age d es

B etriebes .

4. Ertragslage

Fragenkreis 14: Rentabilität/W irtsc haftlic hkeit

14a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/Konzern-

unternehmen zusammen?

D as W as s erwerkis tnu rau fd em Gebietd erTrinkwas s ervers orgu ngtätig.

14b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Einmalige Vorgänge, d ie d as Jahres ergebnis ents c heid end geprägthaben, s ind nic htzu ver-

zeic hnen.
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14c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehun-

gen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemesse-

nen Konditionen vorgenommen werden?

Entfällt(kein Konzern)

14d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

D ie an d ie S tad tM elle abzu fü hrend e Konzes s ions abgabe in H öhe von T€ 20 0 wu rd e s teu er-

u nd preis rec htlic herwirts c haftet.

Fragenkreis 15: Verlu stbringend e Gesc häfte u nd ihre Ursac hen

15a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung

waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Verlu s tbringend e Ges c häfte, d ie fü r d ie Vermögens -u nd Ertrags lage von B ed eu tu ng waren,

wu rd en nic htgetätigt.

15b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche

Maßnahmen handelt es sich?

Entfällt, s . A ntwortzu Frage a).
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Fragenkreis 16: Ursac hen d es Jahresfehlbetrages u nd M aßnahm en zu r Verbesseru ng
d erErtragslage

16a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Im Jahr20 16 hatd as W as s erwerkeinen Jahres ü bers c hu s s erzielt.

16b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des

Unternehmens zu verbessern?

D u rc h lau fend e Kalku lationen wird d er Gebü hrenbed arf s tänd ig ü berwac ht. W enn d ie Kos ten

s teigen, werd en d ie A bgabegebü hren zeitnahents prec hend angepas s t.



A llgem eine A u ftragsbed ingu ngen
fü r

W irtsc haftsprü feru nd W irtsc haftsprü fu ngsgesellsc haften

vom 1 . Janu ar2017

1 . Geltu ngsbereic h

(1)Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

2 . Um fang u nd A u sfü hru ng d es A u ftrags

(1)Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2)Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3)Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. M itwirku ngspflic hten d es A u ftraggebers

(1)Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2)Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. S ic heru ng d erUnabhängigkeit

(1)Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2)Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. B eric hterstattu ng u nd m ü nd lic he A u skü nfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. W eitergabe einerberu flic hen Äu ßeru ng d es W irtsc haftsprü fers

(1)Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2)Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7 . M ängelbeseitigu ng

(1)Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8 . S c hweigepflic htgegenü berD ritten, D atensc hu tz

(1)Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2)Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. H aftu ng

(1)Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2)Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3)Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5)Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10 . Ergänzend e B estim m u ngen fü rP rü fu ngsau fträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3)Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11 . Ergänzend e B estim m u ngen fü rH ilfeleistu ng in S teu ersac hen

(1)Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2)Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b)Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c ) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d )Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5)Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbart werden.

(6)Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a)die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b)die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c )die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und
dergleichen und

d )die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7 ) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12 . Elektronisc he Kom m u nikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergü tu ng

(1)Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. S treitsc hlic htu ngen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. A nzu wend end es Rec ht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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